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Für Jutta


Die Sammlung meiner Reden und Veröffentlichungen ist nicht Ausdruck meiner – hoffentlich nicht allzu ausgeprägten – Eitelkeit und beruht auch nicht auf der offensichtlich verfehlten Annahme, die Nachwelt warte sehnsüchtig auf meine „Gesammelten Werke“. Nein: „Schöbels Sammelsurium“ erfüllt den Geburtstagswunsch meiner geliebten Ehefrau, die meinte, eine Zusammenfassung meiner (fachbezogenen) Aufsätze und meiner Reden bei Examensfeiern und anderen Gelegenheiten würde ihr Freude bereiten. Ich hoffe, ihr Wunsch geht in Erfüllung und sie findet Gefallen an diesem „Sammelsurium“.
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Blick über den Zaun - Aspekte der Juristenausbildung europäischer Nachbarstaaten1


Erschienen in BayVBl 1991, 328


I. Keine Chancen für deutsche Juristen?


Die Vollendung des EG-Binnenmarkts zum 1. 1. 1993 hat der - nie völlig zur Ruhe gekommenen - Diskussion um eine reformierte Juristenausbildung wieder Auftrieb verliehen. Während allerdings früher die "Verbindung von Theorie und Praxis" die literarische und ausbildungspolitische Auseinandersetzung beherrschte, ist es diesmal die angebliche Chancenungleichheit deutscher Berufsanfänger im internationalen Wettbewerb der Juristen.


In diesem Zusammenhang werden unserer Juristenausbildung, die letztmals mit dem Dritten Gesetz zur Änderung des DRiG vom 25.7.1984 umgestaltet worden ist, vor allem drei Vorwürfe entgegengehalten:




	Die zu lange Dauer im Vergleich zu nahezu allen anderen EG-Mitgliedstaaten;


	die Ausrichtung an dem Ausbildungsziel "Befähigung zum Richteramt", die zur "Justizlastigkeit" und damit zu einer mangelnden Vorbereitung vor allem für den Anwaltsberuf führe;


	
die fehlende Berücksichtigung von Kenntnissen ausländischen, vor allem europäischen Rechts.





Der Blick auf Europa und die Wettbewerbssituation deutscher Juristen im EG-Binnenmarkt hat aber auch die Aufmerksamkeit auf die Juristenausbildung unserer Nachbarn gelenkt. So hat beispielsweise das französische Ausbildungssystem in der Diskussion erhebliche Resonanz gefunden; das eine oder andere aus der nicht mehr überschaubaren Zahl in letzter Zeit veröffentlichter, mehr oder weniger origineller "Modelle für eine neue Juristenausbildung" hat deutliche Anleihen in Frankreich genommen. Dabei scheinen sowohl die im Vergleich zur Bundesrepublik Deutschland angeblich beträchtlich kürzere Ausbildung, der Verzicht auf die einheitliche Qualifikation aller Juristen durch getrennte Ausbildungsgänge sowie eine gewisse Flexibilität und Öffnung für ausländische Studien im Mittelpunkt der Bewunderung zu stehen. Der deutsche Jurist, vor allem der deutsche Rechtsanwalt, wird im Wettbewerb mit seinem französischen Kollegen als chancenlos angesehen; das Bild des deutschen "Juristen-Opa", der vor dem Europäischen Gerichtshof dem fulminanten Plädoyer seines 26 Jahre alten, rhetorisch und juristisch glänzenden französischen Gegner hoffnungslos unterlegen ist, taucht vor dem Auge des bestürzten Betrachters auf.


Der Nachweis, dass deutsche Juristen im EG-Binnenmarkt wegen ihrer Ausbildung Wettbewerbsnachteile erleiden, ist allerdings nicht geführt. Vielmehr genießt die deutsche Juristenausbildung im Ausland. gerade auch in Frankreich, durchaus einen guten Ruf. Die positive Einschätzung deutscher Juristen beruht, was die Gegner des Einheitsjuristen geflissentlich übersehen, vor allem auch auf der breiten und umfassenden Ausbildung in der Bundesrepublik Deutschland.


Allerdings wird - nicht zu Unrecht – gefragt, ob nicht die behauptete längere Ausbildungsdauer dazu führt. dass die deutschen Juristen einfach "zu spät auf den Markt kommen". die Ausbildungssysteme anderer EG-Mitgliedstaaten also wegen ihres im Vergleich geringeren Zeitaufwandes Vorteile bieten. Schließlich beträgt die durchschnittliche Ausbildungszeit in Bayern - dort studiert man allerdings schneller als in anderen Ländern der Bundesrepublik und es bestehen auch keine Wartezeiten für die Aufnahme in den Vorbereitungsdienst - ohne Prüfungszeiten acht, mit Prüfungszeiten immerhin knapp neun Jahre. Der deutsche Jurist ist bei Eintritt in das Berufsleben häufig oder sogar überwiegend bereits 30 Jahre alt.


II. Juristenausbildung europäischer Nachbarn - Vorbilder in jeder Hinsicht?


In anderen EG-Mitgliedstaaten sind die Berufsanfänger überwiegend jünger oder werden in der Diskussion "jünger gemacht". Obwohl die Dauer der Ausbildung nur einer von mehreren Gründen für ein hohes Berufseintrittsalter ist, gerät sie stets in den Mittelpunkt des Interesses. Leider wird hier häufig recht pauschal argumentiert. Genaue vergleichende Untersuchungen zum Studienbeginnalter, zur tatsächlichen Dauer und zum Erfolg der Ausbildung, zum Berufseintrittsalter usw. existieren kaum. Eine dankenswerte Zusammenstellung des Bundesministers der Justiz aus dem Jahre 1989 gibt wenigstens eine grobe Übersicht über die Ausbildungsdauer. Sie zeigt, dass - gemessen an der Mindestdauer - die deutsche Juristenausbildung erheblich kürzer ist als die vieler anderer europäischer Staaten. Vergleicht man die tatsächliche Ausbildungszeit, so wandelt sich dieses Bild allerdings; die Überschreitung der vorgesehenen Ausbildungszeiten schlägt zwar auch bei anderen Ländern, vor allem aber bei der Bundesrepublik Deutschland zu Buche.


Hieraus bereits Schlussfolgerungen für unsere Juristenausbildung zu ziehen, ist voreilig: Jede Berufsausbildung ist mit dem zugrunde liegenden Bildungssystem samt allen Vorzügen und Nachteilen so verbunden, dass vor isolierter Betrachtung nur gewarnt werden kann. Das Berufsbild des Juristen und die Ausbildungsziele variieren; erhebliche Unterschiede in den Rechtsordnungen, das differierende Verständnis von der Studier- und Berufsfreiheit und eine Vielzahl weiterer Faktoren können zu Ausbildungsgängen führen, die ihren eigenen Charakter besitzen und möglicherweise weder insgesamt noch teilweise übertragbar erscheinen. Was im Ausland zu guten Erfolgen führt, kann sich unter den hiesigen Bedingungen als unbrauchbar erweisen.


Versucht man anhand der eher spärlichen Quellen die Ausbildungswege einiger unserer europäischen Nachbarn mit groben Strichen nachzuzeichnen, so wird man möglicherweise die eigene Juristenausbildung mit ihren Vor- und Nachteilen besser bewerten können.


Die deutschen Studenten sind bei Studienbeginn durchschnittlich 21,3 Jahre alt und damit etwas jünger als ihre niederländischen (21,5 Jahre) und ihre italienischen Kollegen (21,9 Jahre), jedoch beträchtlich älter als Studenten in Frankreich (18-19 Jahre) und Großbritannien (18 Jahre). Die Altersangaben beziehen sich allerdings nicht speziell auf das Studium der Rechtswissenschaft, sondern auf alle Studiengänge.


Der juristische Beruf, auf den die Ausbildung in Großbritannien ausgerichtet ist, ist der in "barrister" (vereinfacht: ein Spezialanwalt, der vor höheren Gerichten auftritt) und in "solicitor" zweigeteilte Anwaltsberuf. Alle anderen juristischen Berufe rekrutieren sich vorwiegend aus dem Kreis der "barrister" und der "solicitor". Die Besonderheit der Juristenausbildung in Großbritannien besteht darin, dass ein einheitliches abgeschlossenes rechtswissenschaftliches Studium nicht obligatorischer Bestandteil der Ausbildung ist; auch Bewerber aus anderen Studiengängen können nach einer Art Aufbaustudium zur Anwaltsausbildung zugelassen werden.


In Großbritannien ist der Studienanfänger nicht über 21, sondern nur 18 Jahre alt: während in der Bundesrepublik Deutschland ca. 15% bis 19% eines Altersjahrganges die Hochschulreife erwerben, sind es in Großbritannien lediglich 7%. Die Hälfte der Studienberechtigten wird durch einen totalen numerus clausus von den Universitäten ferngehalten; die Universitäten können sich ihre Studenten selbst aussuchen. Durchschnittlich renommierten juristischen Fakultäten in England sollen beispielsweise bis zu 2000 Bewerbungen für 200 Studienplätze vorliegen. Die Forschung ist an den Universitäten weitgehend zugunsten der Lehre zurückgedrängt; die Ausbildung ist verschult, in den Jahresabschlussprüfungen wird vor allem die Reproduktion des Vorlesungsstoffs verlangt, problembezogenes und problemlösendes Denken besitzt nach übereinstimmenden Berichten nicht den Stellenwert wie in der deutschen Universitätsausbildung. Die britischen Jura-Studenten überschreiten ihre Mindeststudienzeit von drei Jahren nur unwesentlich; sie benötigen durchschnittlich 3,4 Jahre bis zum "Bachelor of Law".


Die weitere Ausbildung obliegt den Standesorganisationen der englischen Anwälte, der "Law Society" (solicitors) und der "Bar" (barrister): Vor der Zulassung als solicitor ist zunächst die "Lall' School" der "Lall' Society" zu besuchen; nach einem Jahr wird die theoretische Ausbildung mit dem "Final Examination" abgeschlossen (7 Pflichtklausuren). Anschließend muss der Bewerber eine (bezahlte) Anwärterzeit von zwei Jahren absolvieren („serving under articles").


Der künftige barrister wird ein Jahr intensiv durch eine Schule der "Bar", die von den vier "Inns of the Court" getragen wird, auf seinen Beruf und das abschließende "Bar Examination" (4 Pflicht-, 2 Wahlfachklausuren) vorbereitet ("Vocational stage"). Die Einschreibe-, Vorlesungs- und Examensgebühren von etwa 5.000,- DM werden von den ca. 900 Kursteilnehmern als Investition in ihre berufliche Zukunft angesehen. Nach dem Examen muss auch der angehende barrister eine Anwärterzeit von einem Jahr ("pupillage") auf sich nehmen.


Die englische Juristenausbildung berücksichtigt in der Phase der Stationsausbildung ("pupillage" und "articles"), aber auch in der" Vocational stage" des angehenden barristers, stärker als in der Bundesrepublik die Entwicklung nicht-juristischer Fähigkeiten. So wird z.B. auch auf Rhetorik und Verhandlungsführung Wert gelegt. Die deutschen Rechtsreferendare hingegen werden, was juristisches Wissen betrifft, umfassender und gründlicher ausgebildet als ihre englischen Kollegen.


Während Großbritannien unter den hier vorgestellten Ländern mit knapp über fünf bzw. sechs Jahren wohl die kürzeste Juristenausbildung besitzen dürfte, scheint der Weg zum Rechtsanwalt in Österreich und Italien besonders langwierig zu sein:


In Italien beginnt der Student allgemein (Angaben für Rechtswissenschaft fehlen auch hier) sein Studium mit 21,9 Jahren; die Mindeststudiendauer von vier Jahren wird wesentlich überschritten; durchschnittlich sollen die Rechtsstudenten 6,7 Jahre für ihre universitäre Ausbildung, die mit der "laurea" abschließt, benötigen.


Auch in Italien ist das Rechtsstudium bedeutend weniger als in der Bundesrepublik auf problemorientiertes Lernen ausgerichtet; es geht vor allem darum, den Stoff genau bezeichneter Lehrbücher und Vorlesungen möglichst umfassend aufzunehmen. Hierauf und auf das isolierte Abfragen von Definitionen und Begriffen beschränken sich nach Berichten auch die mündlichen Teilprüfungen ("esami"); die Studenten sind gezwungen, die umfangreichen Lehrbücher mehrfach durchzuarbeiten und in einzelnen Passagen sogar auswendig zu lernen. Die Erfolgsquote im Studium soll unter 20% liegen.


An das Studium schließt sich ein Praktikum von zwei Jahren für die Zulassung als Prozessbevollmächtigter an; allerdings muss erst ein Anwalt gefunden werden, bei dem man praktizieren kann. Ausbildungsbegleitende Arbeitsgemeinschaften existieren nicht, der "practicante" muss sich auf die abschließende "Procuratore-Prüfung" im Selbststudium vorbereiten. Lediglich 10 bis 15% der Teilnehmer eines Jahrgangs bestehen dieses Examen, das allerdings beliebig oft wiederholt werden kann.


Nach einer sechsjährigen Tätigkeit als "procuratore" ("Prozessbevollmächtigter") erfolgt automatisch die Zulassung zum "avvocato"; der "avvocato" kann im Gegensatz zum "procuratore" auch außerhalb seines Zulassungsbezirks auftreten. Die Zeit als "procuratore" kann durch Ablegen einer (staatlichen) Zusatzprüfung abgekürzt werden. Der "procuratore" dürfte damit regelmäßig 30 Jahre, der "avvocato" entsprechend älter sein. Die Stellen im Staatsdienst (Richter, Staatsanwälte usw.) werden nach einer Prüfung im Wege eines Wettbewerbs ("concorso") besetzt (für ca. 200 bis 300 Richterstellen bewerben sich ca. 5.000 Kandidaten).


In Österreich muss nach dem ersten Studienjahr eine Diplomprüfung und nach weiteren drei Jahren eine zweite Diplomprüfung abgelegt werden. Allgemein, so heißt es, wird in Österreich die Mindeststudiendauer wesentlich überschritten; ob die Rechtswissenschaft eine Ausnahme macht, konnte nicht festgestellt werden.


Für die eigentliche Ausbildung zu den verschiedenen juristischen Berufen bereitet sich der angehende Jurist durch eine einjährige Gerichtspraxis als "Rechtspraktikant" vor. Während die Ausbildung zum Richter und Staatsanwalt drei Jahre in Anspruch nimmt, sind es sieben Jahre (!), bis die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft erreicht werden kann. Die Richteramtsprüfung umfasst zwei Aufsichtsarbeiten (Arbeitszeit 10 Stunden!) und eine zweistündige mündliche Prüfung. Die Anwaltsprüfung ist zweigeteilt: Jeweils zwei schriftliche Aufgaben zu je acht Stunden sowie mündliche Prüfungen, die vor allem im zweiten Teil nahezu alle Rechtsgebiete zum Gegenstand haben). Richteramts- und Rechtsanwaltsprüfungen sind - dies ist eine Besonderheit - gegenseitig anrechenbar. Bei einem Berufswechsel muss lediglich eine mündliche Zusatzprüfung absolviert werden.


Aufgrund der vorliegenden Berichte ist anzunehmen, dass nicht nur italienische, sondern auch österreichische Berufsanfänger mindestens so alt, wenn nicht älter sind, als ihre deutschen Kollegen.


In Frankreich ist der Student bei Erwerb der Hochschulreife in der Regel 18-19 Jahre alt. Auf allen Bildungsebenen gibt es eine scharfe Selektion: Während bei uns ca. 3% der Schüler das Abitur nicht bestehen, sind es in Frankreich über 30%. Die zwei Jahre dauernde erste Phase des rechtswissenschaftlichen Studiums bis zum "Diplome d'Etudes Universitaires Generaux" (DEUG) absolvieren allenfalls 50% der Studenten erfolgreich; teilweise wird sogar von einer Misserfolgsquote von über 80% berichtet. Im zweiten Zyklus benötigen die französischen Studenten weitere zwei Jahre, bis sie die "maitrise" als Universitätsabschluss erwerben (die "licence" am Ende des dritten Studienjahres spielt eine nur noch untergeordnete Rolle). Der Durchschnitt der französischen Studenten benötigt für die universitäre Ausbildung nicht vier, sondern fünf Jahre.


Die "maitrise" berechtigt und befähigt die Hochschulabsolventen allerdings noch nicht, in der Ausbildung zum Richter oder Staatsanwalt bzw. zum Verwaltungsbeamten und zum Anwalt fortzuschreiten. Um in einen der getrennten Ausbildungsgänge aufgenommen zu werden, müssen die Studenten eine zusätzliche Prüfung ablegen, auf die sie sich in mindestens einjährigen speziellen Kursen, teilweise parallel zum Studium, vorbereiten. Zu dieser Wettbewerbsprüfung für angehende Richter und Staatsanwälte sind 1986 etwas über 2.000 Bewerber zugelassen worden; Aufnahme in die ca. 28 Monate dauernde Bedarfsausbildung bei der "Ecole Nationale de la Magistrature" (kurz E.N.M.) haben allerdings nur knapp 200 Bewerber gefunden.


Auch Rechtsanwälte müssen eine Prüfung bestehen, bevor sie zu einer der Berufsausbildungszentren für Anwälte (C.F.P.A. = "Centre de Formation Professionelle d'Avocat") zugelassen werden. Wie bei den angehenden Richtern und Staatsanwälten genügt die Universitätsausbildung zum Bestehen dieser Prüfung nicht; die Bewerber bereiten sich gleichfalls ca. ein Jahr auf dieses zusätzliche Examen vor, das 1984 lediglich ca. 39%, 1985 nur ungefähr 37% der Kandidaten bestanden haben. Ein weiteres Jahr der Ausbildung ("prestage") dient der Vorbereitung für den Erwerb des C.A.P.A. (Certificat d' Aptitude a la Profession d' Avocat). Nach Ableistung eines zusätzlichen zweijährigen Ausbildungsprogramms, "stage" genannt, kann der "avocat-stagiaire" das Zertifikat über die Beendigung der stage ("Certificat de fin de stage") erwerben, das notwendig ist, um sich in die Rolle der Rechtsanwälte einschreiben lassen zu können.


Damit dauert die Ausbildung in Frankreich mindestens sechs Jahre für Richter und Staatsanwälte, für Rechtsanwälte mindestens sieben Jahre (Mindestausbildungsdauer in Deutschland: sechs Jahre); im Durchschnitt dürfte sie - auch hier gibt es keine genauen Zahlen - bei etwas über 7 Jahren für Richter und Staatsanwälte und bei ca. 8 Jahren für Rechtsanwälte liegen. Berücksichtigt man den zweijährigen Wehrdienst, so sollen männliche Bewerber im Schnitt erst mit 29 bis 30 Jahren zur Anstellung bzw. zur Anwaltszulassung gelangen.


Nach der etwas ausführlicheren Darstellung der französischen Juristenausbildung noch ein kurzer Blick auf die Niederlande. Dort sind die Studenten in der Regel 21,5 Jahre alt, bevor sie sich dem rechtswissenschaftlichen Studium von mindestens vier Jahren widmen. Diese Mindestzeit wird merklich überschritten; es soll von einer durchschnittlichen Studiendauer von 5,5 Jahren auszugehen sein (in Bayern lag sie im Termin 1990/2 bei knapp über 5 Jahren).


Damit ist die Ausbildung der jungen Juristen aber noch nicht abgeschlossen. Der angehende Rechtsanwalt muss zusätzlich weitere drei Jahre als Anwärter tätig sein, bevor er seine endgültige Zulassung erhält. Insgesamt dürfte, geht man von den vorliegenden Schilderungen aus, die Gesamtausbildung ca. 8,5 Jahre benötigen.


Auch in Belgien und in Dänemark dauert das Studium immerhin mindestens fünf Jahre, die sich anschließende Anwärterzeit bei einem Anwalt drei Jahre.


Dänische Studenten werden nur mit einer bestimmten Schulnote überhaupt zum rechtswissenschaftlichen Studium zugelassen; sie verweilen im Durchschnitt nicht nur fünf, sondern sechs Jahre an der Hochschule. Damit ergibt sich für Dänemark eine durchschnittliche Gesamtausbildungszeit von neun Jahren.


III. Verkürzung der Ausbildung auf Kosten der Qualität?


Die knappe Zusammenstellung kann nur ein unvollständiges Bild von der tatsächlichen Situation der Juristenausbildung in einigen unserer Nachbarstaaten zeichnen. Gleichwohl vermag sie vielleicht die Kritik an der deutschen Juristenausbildung und die Sorge um die Wettbewerbsfähigkeit unserer Juristen etwas zu relativieren. Wir sollten auch nicht übersehen, dass die Dauer nur eines von zahlreichen Kriterien ist, die zur Beurteilung eines Ausbildungssystems und seines Erfolges heranzuziehen sind. Zugangsbeschränkungen und Misserfolgsquoten in den Ausbildungsgängen einiger unserer Nachbarstaaten erscheinen bei uns beispielsweise kaum vorstellbar.


Im Wettbewerb entscheidet in erster Linie die Qualität. Die deutsche Juristenausbildung muss insoweit den internationalen Vergleich nicht scheuen. Auch in anderen Ländern benötigt die Ausbildung - ein "Blick über den Zaun" zeigt es - ihre Zeit. Wir sollten dies bei allem Streben um eine Verkürzung der Ausbildungsdauer nicht übersehen und ihr vor allem die Qualität unserer Ausbildung nicht opfern.


IV. Schluss


In den Überschriften sind drei Fragen gestellt worden. Der Verfasser hofft, mit seinen Ausführungen notwendige zusätzliche Informationen zu ihrer Beantwortung geliefert zu haben. Sicher ist, dass die Befassung mit anderen Ausbildungssystemen die Chance bietet, unsere eigenen Regelungen vor dem Hintergrund anderer Erfahrungen kritisch zu beleuchten. Sie enthebt uns allerdings nicht der Pflicht zu differenzieren: Sowohl in der Kritik an der eigenen Ausbildung wie auch im Bestreben, Aspekte eines ausländischen Ausbildungsganges zu übernehmen.





1 Der Beitrag soll lediglich in groben Zügen informieren; er stellt keinen Anspruch auf Wissenschaftlichkeit. Auf Literaturangaben, Fundstellennachweise u.ä. wurde deshalb verzichtet. Als Quellen werden benannt:




	(teilweise unveröffentlichte) Untersuchungen und Zusammenstellungen des Bundesministers der Justiz (vgl. hierzu Staats, DRiZ 1990, 193), des Bundesministers für Bildung und Wissenschaft, des Bayerischen Staatsinstituts für Hochschulforschung und Hochschulplanung, des Bayerischen Staatsministeriums für Wissenschaft und Kunst sowie eine Untersuchung für das Italienische Ministerium für Gnade und Justiz; - Darstellungen über ausländische Juristenausbildung u.a. von Sonnenberger, JuS 1987, 10; Müller, DRiZ 1990, 81; 1986,3; Luther, JR 1986, 97; Schilberg, JuS 1987, 162; Hartl, JuS 1987, 669; Hartslang, AnwBI. 1982, 329 sowie Gruber, AnwBI. 1991,81;


	teilweise veröffentlichte (vor allem in JA z.B. Grunert/Beckedorf, von Hülst, Vach) sowie teilweise unveröffentlichte Studienberichte (z.B. Eidenmüller, Verfasser).







Stand der Überlegungen zu einer Neugestaltung der Juristenausbildung


Erschienen in BayVBl 1992, 321, 358


I. Die immerwährende Diskussion


1. Mit Verabschiedung des Dritten Gesetzes zur Änderung des Deutschen Richtergesetzes (DRiG) vom 25. 7. 1984 schien die langdauernde und intensive Debatte um die Ausgestaltung der Juristenausbildung beendet zu sein. Der Gesetzgeber hatte sich nach intensiven, erbittert geführten Auseinandersetzungen, die teilweise das Ausmaß eines "Glaubenskrieges" angenommen hatten, für die einheitliche, den Zugang zu allen juristischen Berufen eröffnende Ausbildung der deutschen Juristen im zweistufigen System entschieden.


Die Hoffnung, dass damit die Juristenausbildung aus der stürmischen See der Reformdebatte in ruhigeres Fahrwasser gelangt sei, hat sich jedoch rasch als trügerisch erwiesen. Bereits wenige Jahre später flammte die Diskussion erneut auf und ist nun wieder voll entbrannt2. Die "Halbherzigkeit" der Reform von 19843 wird ebenso beklagt wie ihr "schnelles Altern"4; die Reformbemühungen seien "im Traditionalismus, in Interessengegensätzen und endlosen Diskussionen auf allen Ebenen, in allen Gremien, mit allen Verbänden untereinander, miteinander und gegeneinander steckengeblieben“5.


Während die Diskussion um eine Neugestaltung der Juristenausbildung in den vergangenen Jahren vor allem unter den Stichworten ,,Integration von Theorie und Praxis" und ."Einbeziehung der Sozialwissenschaften" geführt worden war, beherrscht nunmehr die angeblich fehlende Wettbewerbsfähigkeit deutscher Juristen im EG-Binnenmarkt die literarische und ausbildungspolitische Auseinandersetzung. Die Chancen deutscher Juristen in einem Dienstleistungsmarkt ohne Grenzen werden in düsteren Farben gemalt; das Bild von deutschen "Juristen-Opas" - und natürlich auch "Juristen-Omas" - 6, die im Vergleich zu ihren europäischen Kolleginnen und Kollegen beträchtlich älter, zu wenig spezialisiert und in zu geringem Maße international ausgerichtet seien, macht die Runde. Vom "Spitzweg-Dasein" der deutschen Juristenausbildung, "in dem die provinzielle Betulichkeit triumphiert über die wahren Probleme einer modernen Industriegesellschaft von europäischen Dimensionen"7, über das "Elend der Juristenausbildung"8 bis zum gequälten Aufschrei: "Welche Verschwendung kreativer Intelligenz leistet sich die deutsche Juristenausbildung, die nahezu keinen unter 30 aus den Fängen einer unwürdigen Untertänigkeit entlässt“9 reicht die beredt geführte Klage, die auch als "partiell hysterisch" und als typisch deutsch ("querelle d'allemande") bezeichnet wird10.


Als Hauptschuldiger an der angeblichen Misere der deutschen Juristenausbildung wird der Einheitsjurist ausgemacht, die "heilige Kuh, die zum Opferlamm gemacht werden soll“11. Das falsche Leitbild des "Juristen als Alleswisser und Alleskönner"12 führe dazu, dass die "ins Maßlose gewachsene Stofffülle"13 von den Studenten nicht mehr in sinnvoller Zeit bewältigt werden könne; "Menschenopfer" und "Zeitdiebstahl"14 seien die Folge.


Solch drastische und überzogene Kritik zeugt von viel Engagement und auch von echter Sorge über den Zustand unserer Juristenausbildung und die Zukunftschancen unserer jungen Studenten und Referendare. Niemand wird Kritikern das Recht absprechen, aufrütteln zu wollen und deshalb auf bestehende oder vermeintliche Mängel deutlich, auch mit dem Mittel der Überzeichnung, hinzuweisen. Andererseits sollte aber nicht übersehen werden, dass die ständig und lauthals behauptete Ungeeignetheit der Ausbildung, der immer wiederkehrende Ruf nach neuen Strukturen, ja nach völlig anderen Zielen der Ausbildung unseren Studenten nicht gerade Sicherheit und Vertrauen vermitteln. Wer ständig von Verantwortlichen für Ausbildung und Prüfung, also quasi "von Amts wegen" bestätigt bekommt, dass er wegen der Stofffülle und der "Maßlosigkeit der Anforderungen" nicht in der Lage sei, sein Studium in angemessener Zeit erfolgreich abzuschließen, dass er "berechtigte Angst" vor einer "Schaden verursachenden" Prüfung habe, der wird wohl eher zur Vorsicht noch ein oder zwei Semester anhängen und damit den beklagten Zustand noch verschlimmern. Dabei erhöht, worauf immer wieder aufmerksam gemacht werden muss, ein längeres Studium keineswegs die Chancen, in der Ersten Juristischen Staatsprüfung besser abzuschneiden. Im Gegenteil: Die Statistik zeigt, dass mit der Zahl der Semester auch die Misserfolgsquote steigt und dass die besseren Noten von den Prüfungsteilnehmern erzielt werden, die kürzer studieren15. Leider scheinen die Appelle, das Studium aus häufig unbegründeter Examensangst nicht durch die weitere Anhäufung überflüssiger Detailkenntnisse unnötig zu verlängern, bislang nur wenig Resonanz gefunden zu haben.


So ist bei den Studenten zunächst Verzagtheit angesagt: Kaum einer wagt sich nach weniger als 10 Semestern in das Examen; die jüngeren Kommilitoninnen und Kommilitonen folgen ihren älteren Vorbildern und folgern, dass sie mindestens auch 10 Semester studieren müssen - es wird ihnen ja überall, vor allem auch von den Repetitoren, eingeredet, dass ein kürzeres Studium geradewegs in das Verderben führe16.


Man wünscht sich, dass den Studenten in der Ausbildung mehr Vertrauen und mehr Sicherheit vermittelt werden könnte; nicht zuletzt ist es wohl eine der vornehmsten Aufgaben unserer Hochschulen, den jungen Leuten den Weg durch das Dickicht von Paragraphen, Lehrmeinungen, Gerichtsentscheidungen und Ratschlägen zur Examensvorbereitung zu bahnen. Es liegt vor allem aber auch an den Prüfungsämtern und den Prüfern, den Examenskandidaten die Furcht vor der Prüfung möglichst zu nehmen und ihnen die notwendige Gewissheit zu vermitteln, fair geprüft zu werden auf Verständnis und auf methodische Fähigkeiten, auf den Blick für Zusammenhänge und auf differenzierende Sachverhaltssubsumtion, nicht auf überflüssiges präsentes Detailwissen und auf Verästelungen rechtswissenschaftlichen Theorienstreites.


2. Zurück zum Stand der Reformdiskussion: Die kritische Auseinandersetzung mit dem Zustand der deutschen Juristenausbildung führte binnen kürzester Zeit zu einer nicht mehr überschaubaren Zahl unterschiedlichster Überlegungen und "Reform-Modelle", die einen Ausweg aus der festgestellten Misere versprechen17. Sie im einzelnen darzustellen, erscheint weder notwendig noch möglich. Neben der Betonung ihrer Vorzüge sowie dem schamhaften Verschweigen möglicher Nachteile und Umsetzungsschwierigkeiten haben alle diese Modelle als zentrales Anliegen die Verkürzung der (Gesamt-) Ausbildungsdauer gemeinsam; eine bedeutsame Rolle spielt darüber hinaus die erstrebte bessere Vorbereitung auf die Berufstätigkeit vor allem des Anwalts, sowie die stärkere Ausrichtung auf europäisches und ausländisches Recht. Die als entscheidend angesehenen Fragen werden ebenso unterschiedlich beantwortet wie die wieder aufgelebte Frage nach dem einstufigen oder zweistufigen System. Die Vielfalt und die Gegensätzlichkeit der Positionen sind beachtlich; der "Königsweg" für eine Juristenausbildung, die alle Wünsche und Forderungen erfüllt, ohne gleichzeitig entscheidende Nachteile mit sich zu bringen, ist - dies scheint als einziges sicher - (noch) nicht gefunden.




	Beibehaltung des Ausbildungsziels Einheitsjurist oder berufsfeldbezogene Spezialausbildung,


	Abschichtung von Prüfungsleistungen oder Blockprüfung,


	Universitätsprüfung oder Staatsprüfung als Abschluss der Hochschulausbildung





3. Die Diskussion haben vor allem folgende Modelle beeinflusst, wobei die hier getroffene Auswahl keineswegs die Bedeutung und Originalität anderer Reformvorstellungen schmälern soll:




	
Die sehr sorgfältig ausgearbeiteten Vorschläge des Deutschen Anwaltvereins18 sehen einen Verzicht auf den Einheitsjuristen sowie ein Grundstudium von höchstens sechs Semestern mit einer sanktionierten Pflicht zur Teilnahme an der Universitätsabschlussprüfung vor. An eine gemeinsame praktische Ausbildung von 13 Monaten bei Justiz, Verwaltung, Anwaltschaft und außerordentlicher Gerichtsbarkeit schließt sich eine staatliche Abschlussprüfung und eine "berufsfeldbezogene" Ausbildung von 21 (höchstens 24) Monaten als Rechtsanwalt, Richter oder Verwaltungsjurist an der Universität (drei Semester) und in der Praxis (elf Monate) an, die mit der Zweiten Juristischen Staatsprüfung beendet wird. Diese eröffnet den Zugang lediglich zum entsprechenden Berufsfeld; ein Wechsel setzt eine zusätzliche Ausbildung voraus.


	Der Deutsche Richterbund will - formal - den Einheitsjuristen bewahren, sieht aber trotzdem eine getrennte und den Berufsgruppen freigestellte "Berufseingangsphase" vor. Die einheitliche "Sockelausbildung" soll aus einem siebensemestrigen Studium (studienbegleitende Leistungskontrollen nach dem viersemestrigen Grundstudium), das durch eine Zwischenprüfung abgeschlossen wird (sanktionierte Pflicht zur Teilnahme), und einer anschließenden ll1zjährigen praktischen Ausbildung, die mit dem juristischen Staatsexamen beendet wird, bestehen. Die berufsfeldbezogene Vorbereitungszeit beträgt mindestens ein Jahr, für Richter und Staatsanwälte allerdings mindestens eineinhalb, "besser" zwei Jahre. Danach ist die "Richteramtsprüfung" oder eine von der jeweiligen Berufsgruppe in eigener Zuständigkeit festgelegte und durchgeführte sonstige Prüfung zu absolvieren19.


	Der ehemalige hessische Justizminister Koch verzichtet im Gegensatz zum Deutschen Richterbund und zum Deutschen Anwaltsverein völlig auf Staatsprüfungen und gemeinsame praktische Ausbildung. Der Einheitsjurist wird abgeschafft, ein Universitäts-Diplom nach einer dreijährigen "Grundausbildung" und einer auf eineinhalb Jahre beschränkten "Qualifikationsphase" an den Hochschulen soll eingeführt werden. Die anderthalb Jahre dauernde berufsständisch organisierte praktische Ausbildung durch die einzelnen Ausbildungsträger setzt voraus, dass die Bewerber ein nicht näher definiertes "Auswahlverfahren" erfolgreich überstanden haben20.


	Nicht auf den Einheitsjuristen verzichten wollen der rheinlandpfälzische Justizminister Caesar, der nordrheinwestfälische Justizminister Krumsiek sowie der ehemalige bayerische Justiz-Staatssekretär Dr. Rosenbauer. Ihre Vorstellungen unterscheiden sich allerdings wesentlich: Während Staatssekretär a.D. Dr. Rosenbauer auf das bewährte zweistufige System baut, innerhalb dessen dem Grundsatz "Vielfalt in der Einheit" Rechnung getragen werden soll21, setzt Justizminister Dr. Krumsiek auf einem dem Bielefelder Modell angenäherten Ausbildungsgang mit einem Wechsel Universität-Praxis-Universität-Praxis22. Die Zielvorstellungen von Justizminister Caesar hingegen gehen von einem Universitätsstudium aus, das in ein Studium der Grundlagenfächer, ein Grundstudium der Kernfächer und ein Hauptstudium von Schwerpunktbereichen gegliedert ist. Kennzeichnend ist der Verzicht auf eine Blockprüfung und die Übertragung der Studienabschlussprüfung auf die Hochschulen. Der staatliche juristische Vorbereitungsdienst wird auf zwei Jahre verkürzt und durch das zweite Staatsexamen abgeschlossen23.


	Der 58. Deutsche Juristentag 1990 in München fokussierte das Meinungsbild: Er plädierte mit teilweise knappen Mehrheiten für eine Beibehaltung des Ausbildungsziels Einheitsjurist und für das zweistufige System, in dem die Hochschulausbildung und der staatliche Vorbereitungsdienst durch jeweils eine Staatsprüfung abgeschlossen werden. Das Studium selbst soll in ein sechssemestriges Grundstudium der Hauptfächer und ein sich anschließendes zweisemestriges Vertiefungsstudium gegliedert werden24.


	Der Deutsche Juristen-Fakultätentag hat sich 1990 und 1991 erneut eingehend mit Fragen einer Neugestaltung des Universitätsstudiums befasst und eine Reihe von Vorschlägen zur Effektivierung und Verkürzung des rechtswissenschaftlichen Studiums unterbreitet25. Er hat 1991 mit großer Mehrheit Überlegungen eine Absage erteilt, die in teilweiser Übereinstimmung mit den Beschlüssen des Deutschen Juristentages ein sechssemestriges Grundstudium der Kernfächer, eine hierauf bezogene schriftliche Staatsprüfung sowie ein sich anschließendes Wahl- bzw. Vertiefungsstudium von zwei Semestern vorsehen, das durch einen zweiten Teil der ersten Prüfung abgeschlossen wird („6+2"-Modell).





II. Das "Elend" der Juristenausbildung - Realität oder Zerrbild?


Angesichts der Intensität, mit der die deutsche Juristenausbildung kritisiert und ihre grundlegende Reform gefordert wird, fragt man sich bestürzt, ob es denn mit den Fähigkeiten und Kenntnissen unserer jungen Juristen und ihren Wettbewerbschancen wirklich so schlecht bestellt ist.


Keinem Zweifel unterliegt, dass die Ausbildung, die Berufsausübung und die Einstellung der Juristen zum Rechtsstaat von maßgeblicher Bedeutung für unser Gemeinwesen sind. Festgestellte Mängel in der Ausbildung müssen deshalb im Interesse des Rechtsstaats und unserer jungen Juristen beseitigt werden. Andererseits bedarf aber auch die Notwendigkeit einer umfassenden Neugestaltung des juristischen Ausbildungsganges einer ebenso überzeugenden Begründung wie die Auswirkungen einer solchen Reform sorgsamer Erwägung.


Wir sollten deshalb auch die Prämissen, unter denen Reform-Modelle entwickelt werden, einer kritischen Betrachtung unterziehen. Nur so kann die Diskussion sachlich geführt und eine konsensfähige Lösung erarbeitet werden.


1. Die Dauer der Ausbildung steht im Mittelpunkt der Kritik - zu Recht. Aber auch hier muss differenziert werden: Richtig ist, dass die tatsächliche Ausbildungsdauer, die sich von der im Deutschen Richtergesetz festgelegten Mindestdauer von sechs Jahren wesentlich unterscheidet, insgesamt zu lange ist. Sie wird überwiegend mit neuneinhalb bis zehn Jahren angegeben; elf bis zwölf Semester, also fünfeinhalb bis sechs Jahre der Gesamtausbildung werden für das Studium angesetzt26. Die restliche Zeit - zwischen 3,5 und 4,5 Jahren (die Differenz von einem Jahr ergibt sich aus den Angaben über die kürzeste Ausbildung und die längste Studienzeit - 12 Semester und 9,5 Jahre Gesamtausbildung - einerseits und die längste Ausbildung und die kürzeste Studienzeit - 11 Semester und 10 Jahre Gesamtausbildung - andererseits) - müsste demnach auf den Vorbereitungsdienst von zweieinhalb Jahren und auf Prüfungs- bzw. Wartezeiten entfallen, wobei Wartezeiten für die Aufnahme in den Vorbereitungsdienst, die nur in einigen Ländern bestehen, unserem Ausbildungs- und Prüfungssystem nicht zugerechnet werden dürfen. Dass Wartezeiten vermeidbar und nicht "systembedingt" sind, zeigen die Länder, die eine sofortige Aufnahme in den Referendardienst ermöglichen.


a) Betrachtet man die vom Bundesminister der Justiz zusammengestellte Übersicht über die Dauer des Studiums für das Jahr 1990, so ist im Bundesgebiet von einer durchschnittlichen Semesterzahl bis zur Prüfungszulassung von 10,57 ("Erstableger", d.h. Kandidaten, die sich erstmals zur Prüfung melden und sie bestehen) bzw. von 11,73 Semestern (alle Kandidaten, einschließlich der Wiederholer) auszugehen.


Nun soll die Ausbildungsdauer keineswegs "gesundgebetet" werden. Für die Ermittlung der Studiendauer muss jedoch von den sogenannten "Erstablegern" ausgegangen werden; der durchschnittliche Student ist eben der, der seine Prüfung im ersten Anlauf besteht. Dabei ist die Spannweite der Semesterzahl durchaus beachtlich: Sie reichte 1990 von 9,94 Semestern in Bayern bis zu knapp über 12 Semester in einem anderen Bundesland. Interessant wäre es, einmal der Frage nachzugehen, wodurch Unterschiede in der angegebenen durchschnittlichen Studienzeit von 2 Semestern bedingt sind und warum in einzelnen Ländern besonders lang studiert wird. Untersuchungen hierzu liegen - soweit ersichtlich - derzeit nicht vor. Im ungünstigsten Fall kumulieren langes Studium und Wartezeiten für die Aufnahme in den Vorbereitungsdienst; dass die beträchtlichen Unterschiede in der Dauer der Gesamtausbildung zu einer abweichenden Einschätzung des Reformbedarfs führen können, erscheint naheliegend, ist bislang allerdings noch nicht erwähnt worden.


Bei einer durchschnittlichen Studiendauer von fünfeinhalb Jahren (10,57 Semester) und einem Vorbereitungsdienst von zweieinhalb Jahren sowie Prüfungszeiten von insgesamt einem Jahr würde man zu einer durchschnittlichen Ausbildungsdauer von knapp unter 9 Jahren gelangen. Die Zeiten verlängern sich natürlich in Ländern mit Wartezeiten für die Aufnahme in den Referendardienst (derzeit von 3 bis zu über 13 Monate; in Bayern bestehen keine Wartezeiten).


Dass es allerdings nicht nur für besonders begabte, sondern auch für durchschnittliche junge Juristen durchaus möglich ist, die - eindeutig zu lange - Ausbildungsdauer wesentlich zu reduzieren, zeigt die Entwicklung in Bayern: Einschließlich Prüfungszeiten wird der Jahrgang 1991 der Ersten Juristischen Staatsprüfung (Termine 1990/2 und 1991/1) durchschnittlich 8,25 Jahre, über ein Viertel der erfolgreichen Kandidaten aber nicht einmal siebeneinhalb und beträchtlich mehr als ein Drittel weniger als acht Jahre bis zum vollständigen Abschluss der Ausbildung benötigen. Der Prüfungsjahrgang 1992 wird voraussichtlich noch schneller sein: Ca. 51% der Teilnehmer an der Ersten Juristischen Staatsprüfung 1991/2 (wird statistisch dem Prüfungsjahrgang 1992 zugerechnet) haben sich nach acht Semestern dem Examen gestellt; sie werden, wenn sie ihre Prüfungen auf Anhieb bestehen, in nicht einmal siebeneinhalb Jahren ihre Ausbildung beendet haben27


b) Wenig tröstlich, zur Abrundung des Bildes jedoch erwähnenswert ist die Tatsache, dass die Verlängerung der Studienzeiten ein allgemeines Problem darstellt: Die Kultusministerkonferenz hat erst kürzlich bekanntgegeben, dass die durchschnittliche Verweildauer an unseren Universitäten in den Jahren 1982 bis 1988 von 13,6 auf 15,3 Hochschulsemester gestiegen sei und derzeit 14,7 Semester betrage28. Eine bayerische Erhebung zeigt, dass die durchschnittliche Verlängerung der Studienzeit aller Fächer in Bayern, bezogen auf die letzten zehn Jahre, ca. 1,1 Jahre, bei den Juristen jedoch nur 0,2 Jahre betragen hat29. In den letzten 25 Jahren ist der Zeitaufwand für den Durchschnitt unserer jungen Juristen auch bundesweit nicht wesentlich gestiegen; einer Steigerung der Studiendauer um knapp 1,5 Semester steht eine Verkürzung des Vorbereitungsdienstes von 3 1/2 auf 2 1/2 Jahre gegenüber.


c) Die Statistik sagt allerdings über die Gründe für die Dauer des Studiums nichts aus.


Dass die Tendenz, länger zu studieren, die unterschiedlichsten Ursachen hat, wird in der Hitze der Diskussion häufig übersehen. Die Studienbedingungen in Massenuniversitäten zählen ebenso hierzu wie Änderungen im Studierverhalten, insbesondere die Tendenz zu einem "Teilzeit-Studium". Parallel zur Gesamtzahl der Jura-Studierenden und der Zahl derer, die auch während der Vorlesungszeit einer Erwerbstätigkeit nachgehen, steigt die Semesterzahl. Beklagt werden auch fehlende Anreize zu einem zügigen Studium, die geringe Motivation der Studenten für einen raschen Abschluss und die mangelnde Strukturierung des rechtswissenschaftlichen Studiums30. Breiten Raum nehmen die bereits erwähnte Stofffülle und die Prüfungsanforderungen in der Diskussion ein. Dass die Meinungen auch hier geteilt sind, soll nur erwähnt, nicht ausgeführt werden31.


Auf eines soll an dieser Stelle aber mit Deutlichkeit hingewiesen werden: Es gibt durchaus sinnvolle Verlängerungen des Studiums - wer Zusatzqualifikationen erwirbt, Fremdsprachen lernt oder sich mit Auslandsstudien befasst, vergeudet seine Zeit nicht. Selbstverständlich gehen auch die Studenten mit verlängerter Ausbildung in die Statistik ein, die infolge einer zusätzlichen wirtschaftswissenschaftlichen (z.B. an der Universität Bayreuth) oder sprachlichen Ausbildung (z.B. an den Universitäten in Augsburg, Regensburg und Passau) mehr Zeit für ihr Studium benötigt haben. Schließlich könnte man noch anführen: In manchen Berufen, und hierzu zählt auch der des Juristen, erscheint es sinnvoller, dass der persönliche Reifeprozess bereits während der Ausbildungszeit weitgehend abgeschlossen ist und weniger in die Zeit der Berufsausübung fällt. Schnelligkeit ist nicht alles, denn letztlich wird den Fähigkeiten und Kenntnissen der Juristen und damit der Qualität der Ausbildung im Wettbewerb die entscheidende Bedeutung zukommen.


2. "Wider den Provinzialismus! Hin zu Europa!"32 lautet eine Forderung, die unter anderem damit begründet wird, dass Auslandsstudien zu wenig honoriert und durch unsere Staatsexamina, außer in einigen Wahlfächern, noch nicht ausreichend zur Kenntnis genommen werden33.


Daran ist manches richtig - in der Ausbildung haben wir relativ spät unseren Blick vom nationalen Recht gelöst und bieten unseren Studenten noch zu wenig Anreize, sich um Kenntnisse fremder Rechtssprachen oder fremder Rechtsordnungen zu bemühen. Ob deshalb nicht mehr der Einheitsjurist, sondern der "Euro-Jurist" künftig das Ausbildungsziel34 sein soll, um die behaupteten Defizite in der internationalen Ausrichtung der deutschen Juristen zu beseitigen, erscheint aber doch fraglich.


Eine Hinwendung zu Europa ist sicher notwendig. Unser Recht wird "europäisch", die Ausweitung internationaler Wirtschaftsbeziehungen steigert die Bedeutung nicht nur des Internationalen Privatrechts, sondern auch die ausländischer Rechtsordnungen. Fremdsprachenkenntnisse werden auch für Juristen immer wichtiger, vielleicht sogar unverzichtbar; Weltoffenheit steht einem Juristen gut an.


Sind künftig also nur noch Juristen mit auslandsbezogenen Qualifikationen wettbewerbsfähig, sollen wir deshalb nur noch sogenannte "Euro-Juristen" ausbilden, die zwei Semester im Ausland studiert haben? In einer interessanten Arbeitsmarktanalyse stellt Basedow35 zwar fest, dass die Nachfrage nach internationaler Qualifikation steigt. Einschränkend muss man allerdings hierzu bemerken, dass eine Ausbildung im internationalen Recht zumindest bislang in eher geringem Ausmaß vorausgesetzt wird. Auch bei wirtschaftsorientierten Anwaltskanzleien und Unternehmen, die eher grenzüberschreitend agieren, werden Kenntnisse im internationalen Recht in lediglich 3,5% bzw. 5,5%, bezogen auf alle Berufsgruppen in 3,4% der Stellenangebote, gefordert. Auslandsaufenthalte werden häufiger (alle Berufsgruppen 6,1%, Unternehmen 8%, wirtschaftsrechtlich orientierte Kanzleien 16,6%), hingegen Englischkenntnisse in 23,3% (wirtschaftsrechtlich orientierte Kanzleien und Unternehmen sogar 42,7%) der Stellenanzeigen erwartet. Zum Vergleich: Die international ausgerichteten Wahlfachgruppen der Ersten und Zweiten Juristischen Staatsprüfung in Bayern haben 1990 ca. 12% bzw. 8% der Teilnehmer gewählt36.


Die nach den Erhebungen von Basedow derzeit möglicherweise eher noch beschränkte Bedeutung von Kenntnissen im internationalen Recht mag damit erklärbar sein, dass Aufbaustudien im Ausland in aller Regel nur Grundwissen in der entsprechenden ausländischen Rechtsordnung vermitteln können und sollen. Zu echter, verantwortungsbewusster Rechtsberatung genügt dies sicher nicht; hier wird wohl stets der "Spezialist" im nationalen Recht gefordert sein.


Kenntnisse im ausländischen Recht können aber nicht nur durch Vergleiche das Verständnis der eigenen Rechtsordnung fördern, sondern erweitern vor allem das Wissen vom Rechtsund Wirtschaftsleben unserer ausländischen Partner und verbessern die Kommunikationsmöglichkeiten.


Eine internationale Ausrichtung ist deshalb zwar nicht für alle, jedenfalls aber für die jungen Juristen von größter Bedeutung, die ihre beruflichen Chancen in wirtschaftsorientierten Rechtsanwaltskanzleien, in grenzüberschreitend tätigen Wirtschaftsunternehmen oder in supranationalen bzw. auslandsbezogenen Behörden suchen. Dass ein Blick in das Ausland, die Befassung mit ausländischem, mit internationalem und mit europäischem Recht sowie die Kenntnis von Fremdsprachen förderlich sind, unterliegt keinem Zweifel.


Wer ehrliches Interesse an einer teilweisen Ausbildung im Ausland besitzt, findet allerdings auch heute schon eine reiche Palette von Möglichkeiten in diesem Bereich. Zahlreiche Universitäten bieten Austauschprogramme und wechselseitige Studienaufenthalte an. 11% der Rechtsreferendare absolvieren ihre Wahlstation im Ausland37. Alle Prüfungsordnungen weisen international ausgerichtete Wahlfachgruppen auf. Das Europarecht findet zunehmend in Ausbildung und Prüfung Berücksichtigung; die Juristenausbildungen anderer europäischer Staaten sind hier wohl allenfalls teilweise "europafreundlicher" oder "internationaler“38. Um den europäischen und den internationalen Gedanken in unserer Juristenausbildung weiter zu stärken, bedarf es jedenfalls keiner einschneidenden Änderungen unseres Ausbildungssystems.


III. Keine Angst vor Europa


Trotz aller, teilweise nicht unberechtigter Kritik, bringt diese so heftig beklagte deutsche Ausbildung Juristen von einer Qualität hervor, die den Vergleich mit ausländischen Konkurrenten nicht scheuen müssen. Dass die deutsche Juristenausbildung in besonderem Maße die Fähigkeit vermittelt, sich in alle Rechtsgebiete rasch einzuarbeiten, bestätigen ihr sogar Kritiker39. Auch die Konkurrenzfähigkeit deutscher Juristen wird, gerade im Ausland, durchaus nicht bezweifelt40. So wird darauf hingewiesen, dass die deutsche Juristenausbildung trotz ihrer vergleichsweise hohen durchschnittlichen Gesamtdauer in unseren Nachbarstaaten meist als sehr anspruchsvoll und teilweise sogar als vorbildlich bewundert wird und dass sich der Einheitsjurist am Ende seines Ausbildungsganges auf einem vergleichsweise hohen Standard befindet41. Auch bei den Europäischen Gemeinschaften genießt die deutsche Juristenausbildung einen guten Ruf; konkrete Nachteile aus dem Altersunterschied zu Kollegen aus anderen Ländern hätten sich nicht ergeben42.


Erstaunlich ist andererseits, wie wenig wir über die Gegebenheiten, insbesondere über die Erfolge (und Misserfolge) der juristischen Ausbildungssysteme in anderen Ländern wissen. In aller Regel wird, recht pauschal, darauf hingewiesen, dass in anderen EG-Mitgliedstaaten die Berufsanfänger überwiegend erheblich jünger seien als in der Bundesrepublik Deutschland.


Stellt man nicht auf das von den unterschiedlichsten Faktoren beeinflusste Studienbeginnalter ab - die deutschen Studenten sind bei Studienbeginn in aller Regel erheblich älter als ihre ausländischen Kollegen -, sondern lediglich auf die Ausbildungsdauer bis zur endgültigen Zulassung als Rechtsanwalt, so ergibt sich, dass auch in anderen Ländern die Juristenausbildung ihre Zeit erfordert: Während in England der angehende Anwalt nur knapp fünf bzw. sechs Jahre benötigt, sind es in Italien, wo die Rechtsstudenten nach vorliegenden Berichten durchschnittlich 6,7 Jahre für ihre universitäre Ausbildung benötigen, zwischen acht bis zehn Jahren, in Österreich elf Jahre, in den Niederlanden, Belgien und Dänemark, jeweils einschließlich der erforderlichen Anwärterzeiten, zwischen acht und neun Jahren. Auch der in der deutschen Diskussion immer wieder viel gerühmte französische Jurist benötigt bis zur Einschreibung in die Rolle der Rechtsanwälte durchschnittlich sieben oder sogar acht Jahre und soll nach Berichten im Schnitt (auch) erst im 30. Lebensjahr zur Anstellung kommen43.


Ganz allgemein gilt auch, dass man gerade bei einem Vergleich mit ausländischen Ausbildungssystemen Zurückhaltung üben muss: Jede Berufsausbildung ist mit dem zugrundeliegenden Bildungssystem samt dessen Vorzügen und Nachteilen eng verbunden. Das Berufsbild des Juristen und die Ausbildungsziele variieren in den einzelnen Ländern; erhebliche Unterschiede in den Rechtsordnungen, das differierende Verständnis von der Studier- und Berufsfreiheit und eine Vielzahl weiterer Aspekte sind zu berücksichtigen, wenn man Rückschlüsse für die eigene Ausbildung ziehen möchte44.


Vergleicht man dann lediglich die Ausbildungsdauer, so ergibt sich: Ausgehend von den Zahlen des Jahres 1991 würde der durchschnittliche bayerische Assessor, der seine Examina auf Anhieb bestanden hat, nach etwas mehr als 8 Jahren sein Abschlusszeugnis in Empfang nehmen. Bei der möglichen Straffung des Vorbereitungsdienstes auf zwei Jahre und bei Streichung der bundesrechtlich vorgegebenen, verfehlten Zweiteilung der schriftlichen Prüfung im zweiten Staatsexamen, die zur Einsparung von Korrekturzeiten führen würde, ließe sich die Gesamtausbildung auf knapp siebeneinhalb Jahre reduzieren. Dem bayerischen Assessor würden dann - im Gegensatz zu seinen europäischen Kollegen - allerdings alle juristischen Berufe offenstehen.


Führt man sich dann noch vor Augen, dass nicht nur die deutsche Anwaltschaft mit Respekt auf die französischen Kollegen blickt, sondern umgekehrt die Franzosen insgeheim befürchten, der deutschen Konkurrenz nicht gewachsen zu sein44, so muss die Sorge um die Wettbewerbsfähigkeit deutscher Juristen doch etwas relativiert werden.


IV. Reform und Realität


Reformmodelle werden leider oft ohne Rücksicht auf die Wirklichkeit konzipiert. Man vergißt die hohe Zahl der Studenten und die ungeheure Belastung der Universitäten. Man nimmt nicht zur Kenntnis, dass die Studiendauer von zahlreichen Faktoren abhängt, die nur zu einem Teil durch Studien- und Prüfungsordnungen beeinflussbar sind. Oft genug werden auch die rechtlichen, gesellschaftlichen und sozialen Rahmenbedingungen, in die Ausbildungssysteme eingepasst werden müssen, nicht hinreichend berücksichtigt. Schließlich gehört zu einer sinnvollen Reformdebatte nicht nur die Propagierung von Reformzielen, sondern auch der Versuch, die Möglichkeit und die Auswirkungen ihrer Umsetzung abzuschätzen und zu berücksichtigen. Daran scheint es bisweilen zu fehlen.


1. Wer die praktische Ausbildung unserer angehenden Juristen in die Hände der "Abnehmer" legen will, sollte sich zumindest darüber Gedanken machen, ob diese überhaupt bereit und in der Lage sind, diese Aufgabe zu übernehmen. Die Anwaltschaft z.B. hat keineswegs die Absicht, die weitere Ausbildung von jährlich mindestens 6.000 Absolventen der Ersten Juristischen Staatsprüfung zu übernehmen, die entweder aus Interesse oder mangels anderweitigen Ausbildungsplatzes in den Anwaltsberuf streben werden; sie ist darauf auch in keiner Weise eingerichtet45. Es ist naheliegend, dass Justiz und öffentliche Verwaltung als "Abnehmer" nur entsprechend ihrem Personalbedarf ausbilden würden; warum sollten sie sich auch um junge Juristen kümmern, die sie nicht einstellen können und die, weil nur für ein bestimmtes BerufsfeId ausgebildet, auch nicht in anderen Bereichen unterkommen können. Über den eigenen Bedarf hinaus auszubilden, wäre in diesem Fall verantwortungslos, weil man die Absolventen des speziellen Ausbildungsganges zwangsläufig in die Arbeitslosigkeit entlassen und ihnen nicht - wie derzeit - die Möglichkeit eröffnen würde, in andere juristische Berufe auszuweichen; je spezieller die Ausbildung, desto höher ist das Risiko, auf dem Arbeitsmarkt nicht unterzukommen und auf Entwicklungen nicht flexibel reagieren zu können46. Zu Recht wird auch darauf hingewiesen, dass es kaum zuverlässige Bedarfsanalysen gibt; die Nachfrage nach jungen Juristen schwankt und ist von gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und politischen Veränderungen abhängig.


Schließlich: Es gibt nur deswegen eine relativ geringe Arbeitslosigkeit bei den Juristen, weil diese - vollständig ausgebildet - auch außerhalb der klassischen juristischen Berufe ein Auskommen finden. Hattenhauer und Palm47 weisen zutreffend darauf hin, dass Volljuristen in der Regel auf dem Markt auch dann noch gut unterzubringen sind, wenn sie keine Spitzenleistungen erzielt haben, und dass ihre umfassende und methodische Sicherheit ihnen Vorteile in der Konkurrenz mit anderen Berufen sichere.


Der DRiB geht bei seinen Modell-Vorstellungen ganz selbstverständlich von einer Bedarfsausbildung für Richter und Staatsanwälte aus; Koch fordert sogar Prüfungen für die Aufnahme in weiterführende Ausbildungsgänge48. Was geschieht aber mit den Absolventen der Ersten Juristischen Staatsprüfung, die nicht in die Ausbildungsgänge der "Abnehmer" aufgenommen werden - ein Aufnahmeanspruch besteht schließlich nicht - und deshalb nicht einmal ihre Ausbildung bis zum Ende durchführen können? Ein Berufsbild für Juristen, die lediglich den universitären Teil der Ausbildung absolviert haben, gibt es (leider?) derzeit nicht und dürfte es auch in absehbarer Zeit nicht geben. Alle Reformmodelle mit getrennten Ausbildungsgängen gehen auf diese drängende Frage mit keinem Wort ein.


2. Spezialausbildungen durch Justiz, Verwaltung, Anwaltschaft, Wirtschaftsunternehmen und wen auch immer würden uns eines Vorteils berauben, der in der Diskussion nur selten erwähnt wird, aber doch für unsere Rechtskultur von großer Bedeutung ist: Es ist die Existenz eines einheitlichen Juristenstandes mit gleicher Qualifikation. Die Ausbildung zum Einheitsjuristen ist die Voraussetzung dafür, dass - trotz aller Verschiedenartigkeit der beruflichen Aufgaben - die Gemeinsamkeit mit Kollegen aus anderen Fachgebieten nicht aus den Augen verloren wird.


Wir sollten die Nachteile nicht unterschätzen, die sich daraus ergeben können, dass sich der Juristenstand aufspaltet in Juristen unterschiedlicher Klassen. Dass dies bei getrennter Ausbildung der Fall sein würde, steht wohl außer Zweifel. Ein anschauliches Bild bietet das Modell des Deutschen Richterbundes, das für Richter und Staatsanwälte eine eineinhalb bis zwei Jahre dauernde berufsfeldorientierte Referendarausbildung fordert, für alle anderen Berufssparten jedoch ein Jahr für ausreichend hält - die Geburtsstunde des Juristen "erster" und "zweiter" Klasse. Die Gefahr, dass Juristen unterschiedlicher Qualifikation und damit auch unterschiedlichen Ansehens herangebildet werden, wird auch bei einer Verwirklichung des Modells des DAV gesehen49


Im Ausland gibt es den Einheitsjuristen nicht. Trotzdem dürfte ein Blick über die Grenzen die geschilderten Bedenken nicht zerstreuen. In Frankreich wird die Isolierung der juristischen Berufsgruppen beklagt50. Dass es im übrigen ausgesprochen negative Erfahrungen mit "Spezial-Juristen" nicht nur in den ehemals kommunistischen Ländern Ost-Europas, sondern auch in den USA gibt, sei nur am Rand erwähnt51.


Schließlich muss auch darauf hingewiesen werden, dass in anderen Staaten gerade das beklagt wird, was in Deutschland von einigen Kritikern der deutschen Juristenausbildung als erstrebenswert angesehen wird und wohl auch mit in Reformüberlegungen eingeflossen ist: Die frühzeitige Schwerpunktbildung, z.B. an den französischen Universitäten nach dem zweijährigen "Grundstudium". Diese "Zersplitterung", so die Klage in Frankreich, führe zu Spezialisten, denen nach Abschluss des Universitätsstudiums Kenntnisse in wichtigsten Gebieten fehlen würden; so könne der Student beispielsweise nach zwei Jahren sich völlig auf das Öffentliche Recht konzentrieren und damit das Privatrecht ausklammern52. Dem überspitzten Vorwurf, die deutschen Juristen könnten zwar die rechtlichen Konsequenzen der ungenehmigten Errichtung eines Fahrradschuppens im Hinterhof, nicht aber den Unterschied zwischen einer Verordnung und einer Richtlinie der EG beurteilen53, könnte man den ebenso überzogenen Vorhalt gegenüberstellen, die propagierten künftigen deutschen "Euro-Juristen" würden dann zwar die EG-Verordnung zur Bestimmung des Krümmungsradius von Gurken kennen, nicht jedoch wissen, was die Schlüsselgewalt und was ein Erbschein ist.


3. Reformmodelle können auch nicht an der Tatsache vorbei konzipiert werden, dass die Ausbildungskapazitäten sowohl in den Hochschulen als auch in der Praxis völlig überlastet sind und dass Abhilfe in den nächsten Jahren wohl kaum erwartet werden kann: Im Wintersemester 1991/92 waren nach einer vorläufigen Erhebung 17 .344 Studenten an bayerischen Rechtsfakultäten eingeschrieben; vor 20 Jahren waren es noch 6.166. Mit 4.623 Erstsemestern im Studienjahr 1991 ist der Rekord von 4.240 des Studienjahres 1981 in Bayern erheblich überschritten worden. Im Juli 1991 befanden sich in Bayern über 5.000 Rechtsreferendare im Vorbereitungsdienst, 1970 waren es mit 2.561 gerade die Hälfte. Vergleichbar sind die bundesweiten Zahlen: 11.760 Referendaren des Jahres 1970 stehen 23.384 Referendare des Jahres 1990 gegenüber. Dass sich die Ausbildungskapazitäten nicht im gleichen Umfang vergrößern konnten, liegt auf der Hand. Und wer das Ansteigen der Studiendauer und das Anschwellen der Studentenflut, der eine Professorenebbe folgen soll54, vergleicht, wird unschwer Parallelen in der Entwicklung erkennen können.


Dass derartige Zahlen nicht nur einstufige Ausbildungsgänge in Flächenstaaten unmöglich machen - die Einstufigkeit ist für Bayern keine Frage der Ideologie; in Augsburg und Bayreuth hat die einstufige Ausbildung, wenn auch unter besonderen Umständen, Beachtenswertes geleistet und sich große Verdienste erworben -, sondern auch anderen Ausgestaltungen der Ausbildung entscheidend entgegenstehen, liegt auf der Hand. So ist gegen die vielfach geforderten Semester- oder Jahresabschlussprüfungen an den Universitäten55 nicht nur einzuwenden, dass damit zwangsläufig Niveauunterschiede zwischen den Universitäten, ja sogar innerhalb der einzelnen Fakultäten auftreten werden. Die mit dieser Art von Leistungskontrolle angestrebte und viel beschworene "Einheit von Lehre und Prüfung", die in der Identität von Vorlesungs- und Prüfungsstoff bestehen soll, mag Vorteile mit sich bringen; sie könnte jedoch auch Gefahren bergen: Überblick über die Rechtsgebiete und ihre Zusammenhänge und die Bewältigung unbekannter Fragestellungen aufgrund der erworbenen Kenntnisse und Fähigkeiten, das "täglich Brot" jedes Juristen, könnten zugunsten einer Konzentration auf Teilgebiete und den durch eine einzelne Vorlesung begrenzten Stoff beeinträchtigt werden. Die Prüfungen könnten weniger Verständnis-, sondern Wissensprüfungen werden, in denen Zusammenhänge mit anderen Rechtsgebieten überhaupt nicht, mit dem Stoff anderer Vorlesungen kaum sinnvoll abgefragt werden können.


Entscheidend spricht gegen einen Verzicht auf Staatsprüfungen auch, dass die Universitäten derzeit und auf absehbare Zeit personell und organisatorisch nicht in der Lage sind, unter den vom Grundsatz der Chancengleichheit geforderten Bedingungen die Hochschulabschlussprüfungen mit allen verfahrensmäßigen Konsequenzen sinnvoll abzunehmen. Bereits 1984 - also noch vor Einführung der studienbegleitenden Leistungskontrollen - hat der Juristen-Fakultätentag festgestellt, dass die Prüfungskapazitäten der Universitäten ausgeschöpft seien. Bei über 4.000 Erstsemestern im Jahre 1991 und einer unterstellten Schwundquote von 10% würden nach dem ersten Studienjahr in Bayern beispielsweise mehr als 3.500 Prüfungsverfahren notwendig werden. Wer soll diese Prüfungen vorbereiten, wer die schriftlichen Arbeiten bewerten, wer die Bescheide erteilen? Die Universitäten wären auch bei geringeren Zahlen mit dieser zusätzlichen Aufgabe überfordert.


Schließlich: Studienbegleitende Prüfungen können auch studienverlängernd wirken. Untersuchungen haben ergeben, dass bei staatlichen Prüfungen die Studienzeiten kürzer und die Abbruchquoten niedriger sind als bei Diplom- und Magisterstudiengängen56. Je mehr Prüfungstermine, desto häufiger muss die Entscheidung getroffen werden, ob der Termin wahrgenommen wird, und desto mehr Rücktritts- und Verzögerungsmöglichkeiten bestehen. "Kompaktprüfungen" - so die Schlussfolgerung - können also signifikante Vorteile haben57.


Die Forderung nach jährlichen Universitätsprüfungen wird auch durch den Hinweis auf andere Staaten, in denen diese Prüfungen üblich sind, nicht überzeugender. Wer z.B. französische Universitätsprüfungen als vorbildlich ansieht58, sollte auch auf das sogenannte "Blutbad" eingehen, dem weit über 70% der französischen Studenten nach den ersten beiden Studienjahren zum Opfer fallen59. Er muss auch erwähnen, dass der universitäre Abschluss in Frankreich - im Gegensatz zum deutschen Ersten Juristischen Staatsexamen - nicht den Übergang in die Ausbildung als Richter und Staatsanwalt, als Verwaltungsbeamter und als Anwalt gestattet; hierzu ist die Ablegung einer Zusatzprüfung notwendig, die mit den an der Universität erworbenen Kenntnissen nicht zu bestehen ist, sondern eine zusätzliche Vorbereitung von mindestens einem Jahr erfordert. Letztlich soll auch nicht unerwähnt bleiben, dass derartige Semester- oder Jahresabschlussprüfungen zu einer wohl nicht erstrebenswerten (weiteren) Verschulung des Studiums führen könnten, die das an deutschen juristischen Fakultäten vermittelte problembezogene und problemlösende Denken wenig fördern dürfte60. Was sich in anderen Staaten unter anderen Bedingungen als akzeptabel oder sogar erfolgreich erwiesen hat, kann unter den hiesigen Verhältnissen ungeeignet sein.


4. Ein weiteres darf nicht übersehen werden: Ob die in Reformmodellen konzipierten Studienzeiten, seien es sechs Semester Grund- und zwei Semester Vertiefungsstudium, seien es vier Semester Grund- und vier Semester Hauptstudium, - wie auch immer - tatsächlich eingehalten werden, erscheint aufgrund der Erfahrungen mit der Mindeststudienzeit von sieben und der Regelstudienzeit von acht Semestern im höchsten Maße fraglich. Es genügt nicht, "Modell"-Zeiten mit der tatsächlichen Studiendauer in der Bundesrepublik Deutschland zu vergleichen; es muss auch gesagt werden, wie die Einhaltung dieser Zeiten garantiert werden kann. Wer beispielsweise eine sanktionierte Regelstudienzeit von sechs Semestern fordert, muss auch deren verfassungsrechtliche Fragestellungen in seine Überlegungen einbeziehen. Und er muss über die verfassungsrechtliche Problematik hinaus auch zu erkennen geben, wie er sich die Ausgestaltung der zahlreichen, zur Berücksichtigung von Härtefällen zwingend notwendigen Ausnahmen und den Verwaltungsvollzug vorstellt. Lösungen, geschweige denn überzeugende, sind hierzu, soweit ersichtlich, noch nicht angeboten worden.


Auch das sollte bedacht werden: Wir wollen keine juristische "Walkmühle", in der den jungen Juristen in möglichst kurzer Zeit möglichst viel Wissen eingepaukt wird. Es hat auch keinen Sinn, Studenten zu ihrem "Glück" - eine kurze Studienzeit - mittels einer rigorosen sanktionsbewehrten Regelstudienzeit zwingen zu wollen, ohne dass dies durch überwiegende Gründe des öffentlichen Wohls geboten wäre. Dies ist nicht Aufgabe des Staates - seine Aufgabe ist es vielmehr, im Rahmen seiner Möglichkeiten Studien- und Prüfungsbedingungen zu schaffen, die es jungen Menschen erlauben, in angemessener Zeit ihre Ausbildung abzuschließen, so sie dies ernsthaft anstreben.


V. Die Beschlüsse der Justizministerkonferenz


1. Die Justizministerkonferenz hat die Entwicklung der Diskussion aufmerksam verfolgt und ihren Koordinierungsausschuss zunächst beauftragt, Erfahrungen aus der Reform von 1984 zu sammeln und erste Überlegungen für eine Verbesserung der Juristenausbildung im Hinblick auf die fortschreitende Integration innerhalb der Europäischen Gemeinschaften anzustellen. Dieser Auftrag ist 1990 ausgeweitet worden; der Koordinierungsausschuss, dem neben den Vertretern der Landesjustizverwaltungen auch vier Vertreter der Innenverwaltungen angehören, sollte konkrete Vorstellungen entwickeln, wie die Ausbildungsdauer verkürzt und die anwaltliche Tätigkeit sowie die europäische Integration verstärkt in der Ausbildung berücksichtigt werden könnten.


Der Koordinierungsausschuss hat die Reformvorstellungen gesichtet und in einer zwei Tage dauernden Anhörung allen an der Reformdiskussion Beteiligten, insbesondere den Verbänden, dem Deutschen Juristen-Fakultätentag, den Standesvertretungen sowie den Referendaren und den Studenten Gelegenheit gegeben, ihre Vorstellungen darzulegen und zu diskutieren.


Auf ihrer Herbstkonferenz am 5. und 6. 11. 1991 in Berlin haben die Justizminister und -senatoren der Länder beschlossen, baldmöglichst eine Bundesratsinitiative einzubringen, die folgende Eckpunkte aufweisen soll:




	Abschaffung der studienbegleitenden Leistungskontrollen;


	Öffnungsklausel, nach der den Ländern freigestellt wird, ab dem fünften Semester Teile der Ersten Juristischen Staatsprüfung abzunehmen oder beim bisherigen System einer das Studium abschließenden Ersten Juristischen Staatsprüfung zu bleiben. Damit wurde dem Anliegen einiger Länder Rechnung getragen, die Trennung des Studiums in ein sechssemestriges Grund- und ein anschließendes zweisemestriges Vertiefungsstudium mit einer entsprechenden Teilung der Ersten Juristischen Staatsprüfung einzuführen und bereits nach dem fünften Semester Teile der Staatsprüfung abschichten zu können.


	Verkürzung des Vorbereitungsdienstes auf zwei Jahre bei gleichzeitigem Wegfall der auf die Schwerpunktausbildung bezogenen schriftlichen Leistung, um so zusätzlich die ansonsten notwendigen Korrekturzeiten von ca. drei Monaten einzusparen.





2. Dieser Beschluss stellt vor allem hinsichtlich der "Öffnungsklausel" für Studium und erste Staatsprüfung einen Kompromiss nicht nur zwischen den unterschiedlichen Auffassungen, sondern auch zwischen dem Erstrebenswerten und dem in der Realität Erreichbaren dar. Die Ausdehnung des Gestaltungsspielraumes für die Länder entspricht föderalistischen Erwägungen; zu hoffen ist allerdings, dass sich die Befürchtung, die 1984 wiedergewonnene Vereinheitlichung der Juristenausbildung würde verlorengehen und Studium sowie Staatsprüfungen würden sich zu weit auseinanderentwickeln, nicht bewahrheitet. Dass, wie allerdings auch bei zahlreichen anderen Reformmodellen, die Mobilität der Studenten durch unterschiedliche Studiengänge und Staatsprüfungen nicht gerade gefördert wird, muss festgestellt und bedauert werden.


a) Wesentlich ist, dass nach eingehender Diskussion wiederum alle Justizminister und -senatoren am Ausbildungsziel des Einheitsjuristen festhalten. Seine Vorteile sind unbestritten geblieben; die häufig geäußerte Kritik hat sich, gerade weil keine überzeugenden Alternativen angeboten werden konnten, nicht durchgesetzt.


Die Einheitsausbildung vermittelt mehr als andere Systeme Souveränität und Selbständigkeit, weil Kenntnis von den Zusammenhängen und breites Wissen Sicherheit geben. Der Überblick über das Gesamtsystem der Rechtsordnung verschafft dem Juristen die Grundlagen, unabhängig und gewappnet gegen unsachliche Einflussnahmen auftreten zu können. Die einheitliche Ausbildung der Juristen entspricht dem Streben nach Einheit der Rechtsordnung und vermag das Denken in partikularen Interessen zurückzudrängen; der Jurist muss, wenn man das Ziel der Einheit der Rechtsordnung nicht aufgeben will, Einheitsjurist sein61.


Glänzend bestätigt worden ist der Einheitsjurist durch die deutsche Wiedervereinigung: Der Aufbau einer funktionsfähigen Rechtspflege und einer den Anforderungen einer rechtsstaatlichen und sozialen Demokratie entsprechenden Verwaltung wäre ohne den Einheitsjuristen völlig unmöglich. Überall dort, wo es im Bereich der Justiz und der Verwaltung Bedarfsausbildung gibt - also im mittleren und im gehobenen Justiz bzw. Verwaltungsdienst, bei den Gerichtsvollziehern und den Rechtspflegern -, gibt es gewaltige Probleme, den Personalbedarf in den neuen Ländern auch nur einigermaßen zu decken. Da, wie Beispiele anderer europäischer Staaten zeigen, getrennte Ausbildungsgänge zur Bedarfsausbildung mindestens im Bereich der Justiz und der Öffentlichen Verwaltung, wohl aber auch in gewissem Umfang bei der Anwaltschaft, tendieren, könnte nicht aus dem Reservoir des Einheitsjuristen geschöpft werden. Der Aufbau von Justiz und Verwaltung in den neuen Ländern hat gezeigt und zeigt tagtäglich neu, dass es nicht auf den Spezialisten, sondern auf den breit ausgebildeten, einarbeitungsfähigen, flexibel einsetzbaren Juristen ankommt. Er wird auch morgen unentbehrlich sein.


b) Die vorgesehene Neufassung des § 5 d Abs.2 DRiG ermöglicht es den Ländern zu bestimmen, dass Teile der ersten Prüfung während des Studiums erbracht werden können, jedoch nicht vor Ablauf von 2 ½ Studienjahren.


Dahinter verbirgt sich der erwähnte Gestaltungsspielraum für die Länder, der nicht nur die Beibehaltung des bisherigen Systems, sondern auch die Einführung unterschiedlicher Modelle erlaubt, deren Kennzeichen vor allem die Trennung zwischen einer Prüfung der Pflichtfächer und der Prüfung der Wahlfächer ist - eine Konstruktion, die im übrigen der derzeitigen Rechtslage bei der Zweiten Juristischen Staatsprüfung entspricht. Das Pikante hieran ist, dass für die Erste Juristische Staatsprüfung etwas eingeführt wird, was im gleichen Gesetz für die Zweite Juristische Staatsprüfung wieder abgeschafft wird, weil es sich nicht bewährt hat.


Künftig wird es also in den Ländern Ausbildungsgänge geben können, in denen die Erste Juristische Staatsprüfung - theoretisch - nach fünf. nach sechs, nach sieben oder nach acht Semestern beginnt. Man wird sehen, ob sich die mit den unterschiedlichen Modellen wie „6+2" und „7+ 1" verbundenen Hoffnungen erfüllen werden. Der Deutsche Juristen-Fakultätentag 1991 jedenfalls hat sich mit großer Mehrheit gegen die bundesweite Einführung einer Universitätsausbildung nach dem „6+ 2'"-Modell ausgesprochen; die Bayerische Dekane-Konferenz hat sie einstimmig abgelehnt.


c) Abgeschafft werden sollen die studienbegleitenden Leistungskontrollen. Sie haben in ihrer derzeitigen Ausgestaltung die ihnen zugedachte Funktion, ungeeignete Studenten zu einem frühzeitigen Ausscheiden aus dem rechtswissenschaftlichen Studiengang zu veranlassen, nach Ansicht der Fakultäten nicht erfüllen können. Die Universitäten klagen über eine Beeinträchtigung des Lehrbetriebs, weil der Übungs- und Vertiefungscharakter der Anfängerübungen, in die die Leistungskontrollen integriert sind, eingeschränkt wird. Die Studenten vernachlässigten andere Fächer, konzentrierten sich zu sehr auf die Erbringung erforderlicher Teilleistungen und würden zu spät mit einem systematischen Studium beginnen.


d) Verkürzt werden soll die Referendarausbildung von 2 1/2 auf 2 Jahre. Viele künftige Referendare, die auf einen raschen Berufseintritt drängen, werden dies mit Freude zur Kenntnis nehmen.


Für die von allen Ländern getragene Änderung sind vor allem folgende Erwägungen maßgeblich: Ein gestraffter und konzentrierter Vorbereitungsdienst von 2 Jahren erscheint ausreichend, um den angehenden Juristen die notwendigen Erfahrungen, Rechtskenntnisse und berufspraktischen Fähigkeiten zu vermitteln, die für ein selbständiges und verantwortliches Handeln in den juristischen Berufen der Rechtsprechung, der Verwaltung und der Rechtsberatung notwendig sind. Die Verkürzung der Ausbildung ermöglicht den Referendaren einen frühzeitigeren Eintritt in das Berufsleben. Nicht zuletzt besteht derzeit aufgrund der Wiedervereinigung Deutschlands ein erheblicher Bedarf an jungen Juristen, der rasch gedeckt werden muss. Die Reduzierung der Referendarzeit auf zwei Jahre ist vordringlich und sollte nicht der zu befürchtenden langwierigen Diskussion der Regelungen über Studium und erste Staatsprüfung im Gesetzgebungsverfahren zum Opfer fallen.


Schon einmal - 1972 - ist der Vorbereitungsdienst von 2Vz auf 2 Jahre verkürzt worden. Die Begründung des Gesetzentwurfs der Bundesregierung (BT-Drs. VI/1380) gilt heute wie damals: " ... Auch darf nicht außer acht gelassen werden, dass angesichts der wachsenden Zahlen von Studenten und Referendaren eine sachgerechte Ausbildung in den einzelnen Stationen unter Vermeidung eines Qualitätsverlustes in den kommenden Jahren nur sichergestellt werden kann, wenn der Vorbereitungsdienst fühlbar verkürzt wird". Der Unterschied zu heute liegt darin, dass es 1970 in der Bundesrepublik Deutschland 34956 Studenten und 11 760 Referendare gab, während es 1990 insgesamt 84 000 Studenten und 23 284 Referendare sind.


Die Verkürzung des Vorbereitungsdienstes wird die durch die hohe Zahl der Rechtsreferendare überlastete Ausbildungspraxis entlasten. Der Qualität der Ausbildung kann dies nur dienlich sein. Sie wird es den Ländern, in denen Wartezeiten für die Aufnahme in den Vorbereitungsdienst bestehen, ermöglichen, diese abzubauen.


e) Wie bisher soll auch künftig die Befähigung zum Richteramt am Ende der praktischen Ausbildung durch eine zweite Staatsprüfung erworben werden, die die beruflichen Fähigkeiten in den Kernbereichen des Rechts und der Rechtspraxis feststellt. Abweichend vom bisherigen Rechtszustand soll sich allerdings nach der Intention des Gesetzentwurfes die schriftliche Prüfung nunmehr ausschließlich auf die Ausbildung in den Pflichtstationen beziehen; eine Abschichtung von Prüfungsleistungen wird ermöglicht. Die Vergleichbarkeit der Zweiten Juristischen Staatsprüfung in den Ländern wird durch die zu erwartende teilweise Einführung einer Abschichtung sicher nicht gefördert werden.


Die in den Wahlstationen erworbenen Kenntnisse und Fähigkeiten sollen durch mündliche Prüfungs1eistungen nachgewiesen werden. Die Zeit der Ausbildung in den Wahlstationen kann auf diese Weise zur Korrektur der schriftlichen Prüfungsleistungen aus den Pflichtbereichen genutzt werden. Dies führt zu einer zusätzlichen Zeitersparnis, die allerdings in ihrem Umfang von der bisherigen landesspezifischen Ausgestaltung der zweiten Staatsprüfung abhängig ist. Für Bayern könnte die Einsparung der Korrekturzeiten eine Beschleunigung der Ausbildung um ca. 2 bis 3 Monate bedeuten.


VI. Reform der kleinen Schritte


Die erneute Diskussion um eine Reform der Juristenausbildung fällt in eine Zeit, in der mehr denn je eine Konzentration der Kräfte notwendig ist. Unsere Universitäten sind ebenso überlastet wie unser Vorbereitungsdienst. Ein Absinken der Studenten- und Referendarzahlen ist nicht zu erwarten - im Gegenteil: die Zahl der an bayerischen juristischen Fakultäten eingeschriebenen Rechtsstudenten hat im Wintersemester 1991/92 ebenso eine neue Rekordmarke erreicht wie die Zahl der Erstsemester und dies in einer Zeit, in der die Zahl der Hochschullehrer infolge des Altersaufbaus drastisch sinken wird.


Die Justiz ist dank des ausgeklügelten Rechtsschutz- und Rechtsmittelsystems sowie der Prozessfreudigkeit unserer Bürger bis an die Grenzen ihrer Kapazitäten belastet. Hinzu kommt die geschichtliche Aufgabe, beim Aufbau der rechtsstaatlichen Justiz in den neuen Ländern die notwendige Unterstützung zu leisten.


Dies ist nicht die Zeit für kräfteraubende Reformen.


Neben dem Verharren in Bewegungslosigkeit und der stürmischen Reform gibt es einen dritten Weg: Schritt für Schritt, orientiert an den Realitäten, die Juristenausbildung im Rahmen des bestehenden Systems zu verbessern. Spielräume gibt es noch; wir haben es in Bayern mit der Einführung des "Freischusses" und der verstärkten anwaltlichen Ausbildung62 bewiesen und werden es in der Zukunft weiter beweisen. Die sinnvolle Gestaltung und Konzentration des Prüfungsstoffs, die Reduzierung von Zulassungsvoraussetzungen für die Erste Juristische Staatsprüfung, die Anerkennung ausländischer Leistungsnachweise, die mögliche Berücksichtigung auch von Sprachstudien, die Einbeziehung rechtsberatender Elemente nicht nur in die praktische, sondern auch in die universitäre Ausbildung, um nur einige Beispiele zu nennen, würden nicht zu spektakulären Veränderungen unserer Juristenausbildung, aber zu ihrer sinnvollen Ausgestaltung führen. Weitere Vorschläge liegen auf dem Tisch; seien es Überlegungen des Deutschen Juristen-Fakultätentages63 oder des Bayerischen Senats64 zur Neudefinierung der Rolle des Wahlfachs in der Ausbildung. Alle diese Maßnahmen bedürften keiner Änderung des bundesrechtlichen Rahmens im DRiG.


1. Mit dem bayerischen „Freischuss“ wird den Studenten die größtenteils unbegründete Furcht vor einem frühen Examen abgenommen: wer sich nach ununterbrochenem Studium von acht Semestern - Auslandssemester nicht eingerechnet - dem Examen stellt und es nicht besteht, dem wird dieser Fehlversuch nicht angerechnet.


Der „Freischuss“ hat bereits ein Jahr nach seiner Einführung in Bayern Tempo in das Studium gebracht: im ersten Termin (1990/2) haben sich 29% der Erstableger nach nur acht Semestern der Ersten Juristischen Staatsprüfung gestellt. Im Termin 1991/2 sind es bereits knapp über 51 %. Die bislang vorliegenden Ergebnisse aus den Terminen 1990/2 und 1991/1 (die endgültigen Ergebnisse der Prüfung 1991/2 lagen bei Drucklegung noch nicht vor) zeigen, dass die Schnelligkeit nicht auf Kosten der Qualität gegangen ist - die "Freischützen" haben trotz des kürzeren Studiums insgesamt bessere Ergebnisse erzielt als ihre länger studierenden Kommilitoninnen und Kommilitonen65. Sie haben vor allem aber auch die Legende widerlegt, dass wegen der angeblichen Stofffülle und den behaupteten übermäßigen Anforderungen die Prüfung nach acht Semestern nicht bestanden werden kann.


Wir werden in Bayern beim „Freischuss“, den übrigens Baden-Württemberg, Berlin, Rheinland-Pfalz, Sachsen und das Saarland66 übernommen haben - weitere Länder sind im Begriff, ihn einzuführen -, nicht stehenbleiben. Es gilt, durch zusätzliche flankierende Maßnahmen das Bewusstsein der Studenten zu stärken, sie könnten, wenn sie nur wollten, ihr Studium in acht Semestern absolvieren. Dabei geht es nicht um spektakuläre Überlegungen; aber auch viele kleine Schritte können zum Ziel führen.


a) Zu erwägen ist etwa - trotz aller Schwierigkeiten - eine Ab- und Eingrenzung des Prüfungsstoffes durch einen Katalog, in dem die Gegenstände der schriftlichen und der mündlichen Prüfung präziser als bisher dargestellt werden. Durch Veröffentlichung der Themen aus den Staatsprüfungen könnte möglicherweise dem sich hartnäckig haltenden Irrtum, der durch unglückliche Äußerungen eher noch bestärkt wird, entgegengewirkt werden, dass das Bestehen der Ersten Juristischen Staatsprüfung die zeit- und kapazitätenraubende Anhäufung ungeheuren, in Sekundenschnelle abrufbaren Detailwissens erfordere. Die schriftlichen Aufgaben (dies gilt sowohl für die Erste wie auch für die Zweite Juristische Staatsprüfung in Bayern) zeigen, dass dies nicht der Fall ist.


In diesem Zusammenhang muss den Studenten (und den Referendaren) auch vor Augen geführt werden, dass die teilweise sehr ausführlich gehaltenen und mit zahlreichen Hinweisen auf Literatur und Rechtsprechung versehenen Lösungshinweise für die Prüfer unverbindlich sind und keine Aussagen hinsichtlich Vollständigkeit, Detailgenauigkeit und Qualität der geforderten Prüfungsleistung treffen. Sie sind schon deshalb keine "Musterlösungen", weil sie nicht unter Examensbedingungen erstellt werden. Hier haben die in guter Absicht veröffentlichten Aufgaben und Lösungshinweise aus den Staatsprüfungen möglicherweise auch Missverständnisse und gegenläufige Effekte ausgelöst. Auch Ausarbeitungen und Falllösungen mit wissenschaftlichem Anspruch, wie sie häufig in Ausbildungszeitschriften zu finden sind, geben keine Auskunft über die tatsächlichen Anforderungen in der Ersten und der Zweiten Juristischen Staatsprüfung, die sich selbstverständlich an der besonderen Situation des Examens, an der beschränkten Zeit, an den (wenigen) zur Verfügung stehenden Hilfsmitteln und an den in §§ 4, 43 JAPO definierten Prüfungszwecken orientieren.


Abschließend soll davor gewarnt werden, entsprechend dem Rat zahlreicher Repetitorien die Examensvorbereitung auf das zeitraubende Ansammeln möglichst umfangreichen Fallwissens - seien es Klausuren, seien es Entscheidungen - zu konzentrieren, um die Chance zu erhöhen, in den Staatsprüfungen auf möglichst viele bekannte Fälle zu stoßen. Im Examen wird man, wie in der täglichen juristischen Praxis, auch neue und unbekannte Fragen lösen müssen. Wer darauf angewiesen ist, eingepauktes Wissen abzuspulen, wird vor juristischen Problemen, deren vorgedachte Lösung ihm nicht gegenwärtig ist, zurückschrecken. "Können statt kennen" muss das Ziel sein. Die Klausuren der Staatsprüfungen lassen sich mit methodischen Fähigkeiten, juristischem Verständnis und sauberer Subsumtion zu einer zumindest vertretbaren Lösung führen. Nichts anderes wird verlangt.


b) Notwendig ist auch eine maßvolle Reduzierung und eine Konzentration des Prüfungsstoffs. Vor drastischen Kürzungen, wie sie vielfach gefordert werden67, vor der Herausnahme ganzer Rechtsgebiete aus den Staatsprüfungen muss allerdings gewarnt werden: Die Komplexität des deutschen Rechts kann nicht geleugnet oder abgeschafft werden. Für die Heranbildung juristischen Verständnisses, für das Erkennen und das Begreifen von Problemen und Zusammenhängen und schließlich für die Fähigkeit juristischen Denkens und Gestaltens bedarf es einer ausreichend breiten Grundlage. Eine Überbetonung des immer wieder geforderten "exemplarischen Lernens und Prüfens" birgt die Gefahr des "Inselwissens", das nicht nur zu Abstrichen in der Ausbildungsqualität, sondern auch zur Unsicherheit führt, weil es die Sicht und das Verständnis verengt und den notwendigen Überblick verhindert.


Drastische Stoffreduzierungen bergen aber auch die vielfach übersehene Gefahr, dass im verbleibenden Rest um so tiefer, anspruchsvoller und detailgenauer geprüft wird. Die Ein- und Ausgrenzung bestimmter Rechtsgebiete oder Teile von Rechtsgebieten, von Paragraphengruppen oder gar von einzelnen Vorschriften lösen nicht das Problem der Prüfungsintensität und beseitigen nicht die Furcht der Studenten, dem Examen ohne aktuelle Detailkenntnisse von Rechtsprechung und Literatur nicht gewachsen zu sein. Hier sind nicht der Gesetz- und der Verordnungsgeber, sondern die Hochschullehrer und die Prüfer gefordert.


c) Die vom Bayerischen Senat68 und von Köhler69 vorgeschlagene Betrauung der Universitäten mit der Wahlfachprüfung, die als Zulassungsvoraussetzung für die Erste Juristische Staatsprüfung ausgestaltet werden könnte und deren Ergebnis gesondert im Zeugnis über das Bestehen der Prüfung ausgewiesen würde, eröffnet zwar interessante Perspektiven: So würde möglicherweise die Erste Juristische Staatsprüfung in gewissem Umfang entlastet; den Universitäten könnte weitgehende Gestaltungsfreiheit im Wahlfach eingeräumt und ausländische Studien könnten verstärkt integriert werden. Allerdings wirft eine derartige Neustrukturierung der Prüfung eine Reihe von Fragen auf, die noch nicht gelöst sind; sie bedarf vor allem auch der Akzeptanz durch die juristischen Fakultäten. Man wird die möglichen Vor- und Nachteile einer derartigen Lösung sorgfältig diskutieren und wägen müssen.


Weniger langfristig angelegt wären Überlegungen, ob einzelne Rechtsgebiete für eine Abschichtung durch universitäre Leistungsnachweise geeignet sein könnten. Dies würde allerdings auch ein Überdenken der derzeitigen Zulassungsvoraussetzungen für die Erste Juristische Staatsprüfung bedingen. So könnte möglicherweise darauf verzichtet werden, in allen Anfängerübungen Hausarbeiten zu verlangen. Hausarbeiten sind zeit- und kraftaufwendig; die Einübung wissenschaftlichen Arbeitens könnte auf Seminare und im Wesentlichen auf die Vorgerückten-Übungen beschränkt werden. Die Wissenschaftlichkeit der Ausbildung darf allerdings nicht gefährdet 'werden. Hier sind ebenso wie bei der Möglichkeit, rechtsgestaltende Aspekte in der Lehre stärker zu berücksichtigen, zunächst die juristischen Fakultäten gefordert.


d) Möglicherweise kann die Effizienz des Studiums durch weitere Maßnahmen erhöht werden. Die bayerischen juristischen Fakultäten haben mit ihrem Angebot an integrierten Vorlesungen, an Wiederholungs- und Vertiefungsveranstaltungen und an Examensklausurenkursen wesentlich dazu beigetragen, dass in Bayern die Studienzeiten kürzer sind als im Bundesdurchschnitt. Eine stärkere curriculare Strukturierung des rechtswissenschaftlichen Studiums, mit der die Studenten zielstrebig zu einem erfolgreichen Abschluss ihrer Ausbildung an der Universität geführt werden sollen, könnte diese Bemühungen der Universitäten ergänzen.


Dabei ist der Pfad zwischen Bevormundung und Unterstützung, zwischen Eigenverantwortung und Zwang, zwischen Gestaltungsfreiheit und Orientierungslosigkeit schmal. Freiraum für eine Studiengestaltung nach persönlichen Vorstellungen und für die Entfaltung individueller Initiativen muss erhalten bleiben; allerdings - so Knemeyer70 - Studierfreiheit bedeutet Freiheit zum Studium und zum Studieren, nicht Freiheit vom Studium. Deshalb wird man nicht ausschließlich auf freiwillige Lernkontrollen setzen können, sondern wird auch - in gewissem Rahmen - den Nachweis über den erfolgreichen Besuch bestimmter Pflichtveranstaltungen verlangen müssen.


Die Vorschläge des Deutschen Juristen-Fakultätentages 1990 zur Effektivierung des Studiums und zum früheren Eintritt in das Berufsleben - die Schaffung eines Systems von Lernerfolgskontrollen durch integrierte Übungen und Abschlusstests71 - spielen in der derzeitigen Diskussion leider nur eine untergeordnete Bedeutung; sie sollten aufgegriffen und auf ihre Realisierbarkeit eingehend geprüft werden.


2. Bayern wird seine Juristenausbildung auch stärker auf Europa und die zunehmende internationale Rechtsverflechtung ausrichten - eine entsprechende Änderung der Ausbildungs- und Prüfungsordnung für Juristen (JAPO) befindet sich derzeit im Anhörungsverfahren:


Die präzise abgegrenzten Grundzüge des Rechts der Europäischen Gemeinschaften werden Pflichtstoff der Ersten und der Zweiten Juristischen Staatsprüfung. Damit wird sichergestellt, dass unsere jungen Juristen die notwendigen Kenntnisse besitzen, um die Rechtsentwicklung im EG-Binnenmarkt in ihrer täglichen Arbeit zu berücksichtigen. Der Prüfungsstoff wird in anderen Bereichen entsprechend entlastet.


Die Studienpraxis wird künftig in vollem Umfang im Ausland abgeleistet werden können. Das Studium ausländischer Rechtssprachen soll durch Anerkennung eines entsprechenden Zeugnisses als Grundlagenschein gefördert werden. Leistungsnachweise, die in ausländischem Recht erworben worden sind, sollen bei Gleichwertigkeit künftig nicht nur als Anfänger-, sondern auch als Vorgerücktenübung anerkannt werden können. Die Studenten können damit wesentliche Zulassungsvoraussetzungen für die Erste Juristische Staatsprüfung im Ausland erwerben und somit das Auslandsstudium zum integrierten Bestandteil ihres rechtswissenschaftlichen Fachstudiums machen. Im Vorgriff auf die vorgesehene Änderung der JAPO werden Anträge von Studenten auf Anerkennung ihrer ausländischen Leistungsnachweise in Bayern bereits heute großzügig behandelt und bei festgestellter Gleichwertigkeit positiv verbeschieden.


Bei allen Reformplänen, Diskussionen über Phasen und Abschnitte, über Stationen, Kontrollen und Abschichtungen, über Schwerpunkte und Vertiefungen sollten wir nicht vergessen, dass Juristenausbildung nicht die möglichst schnelle Unterweisung in einem handwerklichen Beruf bedeutet, sondern dass die Ausbildung unserer jungen Juristen auch das zu vermitteln hat, was sich nicht leicht fassen und prüfen lässt, was aber letztlich doch den Juristen ausmacht: Die Rechtschaffenheit, die Feinfühligkeit, das Rechtsgefühl, die Uneigennützigkeit, die Selbstlosigkeit, das Streben um Ausgleich gegenlaufender Interessen, die Ehrfurcht vor dem Nächsten, die Liebe zu Wahrheit und Gerechtigkeit und das Bestreben, auch dem Schwachen zu seinem Recht zu verhelfen - so das Napoleonische Dekret über die Rechtsanwälte vom 14. Dezember 1810.





2 Die Kritik an der derzeitigen Ausgestaltung unserer Juristenausbildung ist ausführlich vor allem im Gutachten E zum 58. Deutschen Juristentag, München 1990 von Hassemer/Kübler (E 23 ff.), aber auch im Gutachten F von Hensen/Kramer (E 34 ff.) dargestellt (in der Folge mit "Gutachten E" bzw. "F" zitiert). Einen Überblick über die zahlreichen Veröffentlichungen der letzten Jahre geben Wassermann, NJW 1990, 1877, Fußn. 1 sowie Caesar, ZRP 1990,346, Fußn. 2 und Willoweit/Großfeld, JZ 1990, 405, Fußn. 2. Ergänzend wird hingewiesen auf Sirp, DRiZ 1991, 274; Köhler, JR 1991, 48; Martinek, JZ 1990, 796; Mussgnug, JuS 1991, 613; Bischof, JA-Berichte 1990, Heft 10.


3 Caesar, ZRP 1990, 346, der als positiv vermerkt, dass durch das Dritte Gesetz zur Änderung des DRiG einige Reformanliegen wie stärkere Integration von Theorie und Praxis, die Möglichkeit zur Spezialisierung und die Einführung einer Zwischenprüfung zumindest ansatzweise verwirklicht worden seien.


4 Willoweit/Großfeld, JZ 1990, 605.


5 Steiger, ZRP 1989, 283, der im Übrigen feststellt: "Jede Reform verspricht zwar Verbesserungen, aber nach jeder Reform, auch der letzten, wird es nur schlimmer". Es ist davon auszugehen, dass Steiger seine eigenen Reformvorschläge weniger pessimistisch beurteilt.


6 Prantl, Süddeutsche Zeitung (SZ) vom 30. 9. 1989: "Wir sind die Opa-Generation auf dem Europäischen Arbeitsmarkt"; Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ) vom 24. 5. 1989; vgl. auch Koch, ZRP 1989, 281. Dass die Ausbildungsdauer nur einen Grund für einen späten Berufseintritt darstellt und dass die Dauer der Juristenausbildung im Ausland von manchem Kritiker kräftig unterschätzt wird, wird noch darzulegen sein.


7 Basedow, NJW 1990, 959.


8 Steiger, ZRP 1989, 283; Kötz, AnwBl. 1988,320; in ZRP 1980, 94 spricht Kötz auch vom "Glanz und Elend der juristischen Einheitsausbildung", beschränkt seine Ausführungen im Wesentlichen aber auf das "Elend"; Basedow, NJW 1990, 959; Hassemer/Kübler, Gutachten E 13: "Neue Probleme und altes Elend"; Großfeld, JZ 1986, 357; Pieper, ZRP 1989, 201 fügt dem "Elend" noch das "Leid" hinzu ("Leid und Elend der Referendarausbildung").


9 Raiser, JZ 1990, 741 - offen bleibt allerdings, wer wen und mit welchen Mitteln in "unwürdiger Untertänigkeit" hält.


10 Martinek, JZ 1990, 796: " ... Man muss sich aber bei einer Besinnung auf die Realitäten fragen, ob die gegenwärtige Diskussion über das angebliche "Elend des Jurastudiums" und die vermeintlich bedrohte Konkurrenzfähigkeit der deutschen Juristen in Europa nicht Züge einer querelle d'Aliemand trägt und die Debatte nicht bereits partiell hysterisch zu werden droht. .. ".


11 Kötz, AnwBI. 1988,320.


12 Raiser, JZ 1990, 74; Prantl, SZ vom 30. 9. 1989: " ... Der Einheitsjurist, der juristische Supermax, der alles kann, dem alle Wege offenstehen ... ".


13 Hassemer/ Kübler, Gutachten E 26, 35; Hensen/ Kramer, Gutachten F 35; Wassermann, NJW 1990, 1877; Großfeld, JZ 1986, 357 und NJW 1989, 875. Dagegen Herzberg, JuS 1988, 239 sowie Bilda, JuS 1989, 681 und Mussgnug, Die Welt vom 30. 6. 1987. Kritisch zum Gutachten von Hassemer/Kübler und dessen Annahmen Martinek, JZ 1990, 796. Martinek weist im Übrigen darauf hin, dass es schon heute in der Ersten Juristischen Staatsprüfung vor allem auf Grund- und Verständnis wissen und weniger auf umfassende Rechtsprechungs-, Gesetzes- und Streitstandkenntnisse ankomme. Dem kann in der Tendenz zugestimmt werden; dass es leider auch Gegenbeispiele gibt, die zu Recht kritisiert werden, soll und kann nicht bestritten werden.


14 Großfeld, RuP 1990, 86.


15 Vgl. Herzberg, JuS 1988,239 und Mussgnug, Die Welt vom 30. 6. 1987. Die Feststellungen von Herzberg und Mussgnug werden durch die Erfahrungen des bayerischen Landesjustizprüfungsamtes bestätigt. So steigt beispielsweise die Misserfolgsquote nach zehn Semestern rasch an. Wer mehr als elf Semester studiert, besteht die Erste Juristische Staatsprüfung überdurchschnittlich häufig nicht; die Misserfolgsquote liegt ab dem dreizehnten Semester deutlich über 45% (Termine 1989/2 und 1990/2). In Bayern haben im Termin 1989/2 beispielsweise durchschnittlich 54% der Studenten mit 13 und mehr Semestern die Prüfung. nicht bestanden. Dagegen liegt die Quote der erfolglosen Versuche der Kandidaten mit zehn und weniger Semestern deutlich unter dem Durchschnitt.


Die kürzer studierenden Kandidaten erzielen auch die besseren Noten:


Die Gesamtnote "sehr gut" haben 1989/2 und 1990/2 in Bayern nur Studenten mit und unter 10 Semestern erreicht. Wer mehr als 10 Semester benötigt, bekommt nur im Ausnahmefall die Gesamtnote "gut" und "voll befriedigend" (6 bzw. 56 von 2.504 Teilnehmern gegenüber 62 bzw. 231 Bewerbern mit kürzerem Studium); 30% der Kandidaten mit 10 und weniger Semestern erreichten ein Prädikatsexamen, aber nur noch 8,5% der mit mehr als 10 Semester.


16 Ähnlich Hadding, NJW 1990, 1873, der feststellt, dass bei Jura-Studenten im fortgeschrittenen Stadium eine "beachtliche Hysterisierung" stattfinde und dass das Selbstvertrauen der Studenten durch noch ältere Semester und durch Repetitoren, die die Prüfungsanforderungen verzerrt darstellten, untergraben werde, sowie Mussgnug, Die Welt vom 30. 6. 1987.


17 Ohne Anspruch auf Vollständigkeit: Wassermann, NJW 1990, 1877 und DRiZ 1990, 33; Kötz, AnwBI. 1988, 320 und ZRP 1980, 94; Koch, ZRP 1989,281 und ZRP 1990, 41; Bi/da, JuS 1989, 681; Weber, JuS 1989, 681; Steiger, ZRP 1989, 283; Krumsiek, RuP 1990, 89; Müller, DRiZ 1990,81; Modell des Deutschen Richterbundes (DRiB), DRiZ 1990, 275 und 1991, 380; Modell des Deutschen Anwaltvereins (DAV), AnwBI. 1990, 362 (siehe auch Stobbe, AnwBI. 1990, 225); Caesar, ZRP 1990, 346; Rosenbauer, ZRP 1990, 252; Basedow, NJW 1990, 959; Großfeld, RuP 1990,86; Raiser, JZ 1990, 741; Willoweit/Großfeld, JZ 1990, 605. Hinzuweisen ist auch auf die Vorschläge und Thesen von Hensen/ Kramer und Hassemer/ Kübler in ihren Gutachten (F 111 und E 110).


18 AnwBI. 1990,362; siehe auch Stobbe, AnwBI. 1990,225


19 DRiZ 1990, 275 und 1991, 380


20 Koch, ZRP 1989, 281 und ZRP 1990, 41.


21 Rosenbauer, ZRP 1990,252


22 Krumsiek, RuP 1990, 89.


23 Caesar, ZRP 1990, 346


24 Verhandlungen des 58. Deutschen Juristentags (DJT), München 1990, Sitzungsberichte 0 257, abgedruckt in NJW 1990, 2991.


25 Siehe hierzu Knemeyer, Jura 1990, 449 und Hadding, NJW 1990, 1873.


26 Großfeld, RuP 1990, 86; Sirp, JZ 1991, 274; Krumsiek, RuP 1990, 89; Caesar, ZRP 1990, 346; Steiger, ZRP 1989, 283; vgl. auch die Angaben bei Hensen/Kramer, Gutachten F34, Fußn. 1, sowie Hassemer/Kübler, Gutachten E 23.


27 In den Terminen 1990/2 und 1991/1 (Prüfungsjahrgang 1991) haben sich in Bayern über 25% der erfolgreichen Erstableger nach spätestens acht, immerhin 37,51% nach neun und 61,52% nach spätestens zehn Semestern zur Prüfung gemeldet.


Im Termin 1991/2 (statistisch zum Prüfungsjahrgang 1992 zu rechnen) benötigten bereits 51% der Teilnehmer, die sich erstmals der Prüfung gestellt haben, lediglich acht Semester. Sie würden im Falle ihres Bestehens - die endgültigen Ergebnisse dieses Prüfungstermins liegen zur Zeit der Fertigstellung des Manuskripts (Dezember 1991) noch nicht vor gerade sieben Jahre für ihre Gesamtausbildung aufwenden müssen. Von den 1.013 Kandidaten, die aufgrund ihrer schriftlichen Leistungen zur mündlichen Prüfung zugelassen sind, sind immerhin 549, also etwas über 54%, Teilnehmer mit 8 und weniger Semestern.


Zu den Ergebnissen der letzten Ersten Juristischen Staatsprüfungen in Bayern vgl. Schöbel, BayVBl. 1991, 331.


28 Veröffentlichungen der Kultusministerkonferenz, Dokumentation Nr. 106 der Kultusministerkonferenz, April 1989; Statistische Veröffentlichungen der Kultusministerkonferenz "Prognose der Studienanfänger, Studenten und Hochschulabsolventen bis 2010", Dokumentation Nr. 116, Januar 1991


29 Fries, Beiträge zur Hochschulforschung 3 -1989, S. 119.


30 Gramm weist in ZRP 1991, 220 auf die Überlast und die sich kontinuierlich verschlechternde Betreuungsrelation, auf studienverlängernde ökonomische Gründe und auf die Motivationslage der Studenten hin, die vielfach den Studentenstatus positiv bewerten und das Studium auch als Experimentierphase zur Selbsterkundung und - verwirklichung verstehen würden.


Dass fehlende Mittel und Kapazitäten die derzeitige Juristenausbildung wesentlich beeinträchtigen, stellen neben dem Deutschen Juristen-Fakultätentag unter anderem auch der DA V (AnwBI. 1990, 362) und Hassemer/ Kübler, Gutachten E 38, 91 ("Massenuniversität" , "Universitäten können eine sorgfältige Ausbildung nicht gewährleisten") fest.


Herzberg, JuS 1988, 239 und 749 sieht in dem steigenden Anteil ungeeigneter Studenten eine wesentliche Ursache. Zu externen Gründen vgl. auch Knemeyer, Jura 1990, 449, Hadding, NJW 1990,1873 und Neuhaus, JuS 1988, 747.


Zur Erwerbstätigkeit der Studenten siehe die 12. Sozialerhebung des Deutschen Studentenwerks "Das soziale Bild der Studentenschaft in der Bundesrepublik Deutschland", herausgegeben vom Bundesminister für Bildung und Wissenschaft, S. 264. Danach waren 1988 bereits 54% der Studenten auch während der Vorlesungszeit erwerbstätig. Zur "Vermassung der Referendarausbildung" Volkerl, ZRP 1990, 46. Müller, DRiZ 1990, 91; Krumsiek, RuP 1990, 89 und Schöbel, BayVBl. 1991, 328 weisen darauf hin, dass Überschreitungen der Studiendauer auch in anderen EG-Ländern durchaus üblich sind.


31 Siehe Fußn. 12.


32 Willoweit, Deutsche Universitäts-Zeitung vorn 15. 8. 1988, S. 17: "Wider den Provinzialismus der deutschen Juristenausbildung" . Der "Provinzialismus" der deutschen Juristenausbildung wird auch von Steiger, ZRP 1989, 283; Basedow, NJW 1990, 959; Wassermann, NJW 1990, 1887 sowie Caesar, ZRP 1990, 346 gerügt.


33 Basedow, NJW 1990, 959; Steiger, ZRP 1989, 283.


34 Steiger, ZRP 1989, 283; Basedow, NJW 1990, 959.


35 Basedow, NJW 1990, 959.


36 In Bayern haben die Wahlfachgruppe 5 der Ersten Juristischen Staatsprüfung (Allgemeine Staatslehre, Völkerrecht, Europarecht) 1990 insgesamt 12,56% , den Schwerpunktbereich 5 der Zweiten Juristischen Staatsprüfung (IPR, Grundzüge des Internationalen Zivilprozessrechts und des Internationalen Rechts der Schiedsgerichtsbarkeit, Europarecht) 7,99% der Teilnehmer gewählt.


Hattenhauer weist in JuS 1989, 513 auf die Notwendigkeit hin, die deutsche Juristenausbildung in die Ausbildungssysteme der Europäischen Gemeinschaft einzuordnen, sieht gleichzeitig jedoch keinen Anlass, die "bewährten deutschen Ausbildungsstrukturen auf dem Altar Europas zu opfern".


37 Rist, AnwBl. 1989,444.


38 So Wagenbauer, Juristischer Dienst der EG Kommission, in der Anhörung des Koordinierungsausschusses der Justizministerkonferenz am 20./ 21. 2. 1991 in Hannover. Man muss allerdings zur Kenntnis nehmen, und insoweit ist Basedow, NJW 1990, 959 und Steiger, ZRP 1989, 283 Recht zu geben, dass bislang in Deutschland, im Gegensatz zu Frankreich und England, eine echte Integration ausländischer Studiengänge noch nicht geglückt ist. Dabei ist aber zu berücksichtigen, dass das Universitäts-Examen in Frankreich ohne zusätzliche Prüfung keine Berechtigung zum Übertritt in die weitere berufsfeldbezogene Praxisausbildung ermöglicht.


39 Basedow, NJW 1990, 959: " ... Ein zweiter Einwand verweist auf die Fähigkeit des deutschen Juristen hin, sich in alle Rechtsgebiete einzuarbeiten. Tatsächlich vermittelt die deutsche Juristenausbildung diese Fähigkeit in ganz besonderem Maße ... "; Wassermann, NJW 1990, 1877: " ... Der theoretische Standard des deutschen Juristen ist hoch - auch im internationalen Vergleich. Die deutschen Juristen lernen besser als andere, auch bei komplizierten Sachverhalten schnell das Wesentliche zu erkennen und die Erörterung auf den entscheidenden Punkt hinzuführen. Die breit angelegte Ausbildung und der hohe Wert, der auf die Einübung methodischer Fähigkeiten gelegt wird, machen sie vielseitig verwendbar ... "; Caesar, ZRP 1990, 346: " ... Gewiß ist der deutsche Berufsanfänger im Vergleich zu seinen europäischen Kollegen zu alt. Seine Qualifikation wird aber nicht in Frage gestellt. Eher wird seine Fähigkeit hervorgehoben, sich ohne Schwierigkeiten in neue Bereiche schnell einzuarbeiten ... ," .


40 Krumsiek, RuP 1990, 89: " ... Ich meine, dass der deutsche Volljurist aufgrund seiner Qualifikation in der EG grundsätzlich konkurrenzfähig ist ... ". Martinek, JZ 1990, 796: " ... Bisher gab es überhaupt keinen Anlass, mangelnde Konkurrenzfähigkeit unserer Juristen zu befürchten ... ". Im Übrigen vgl. auch Müller, DRiZ 1990, 91, insbesondere Fußn.73.


41 Martinek, JZ 1990, 796; Beschluss des Bayerischen Senats vom 20.7. 1989 (Sen-Drs. 214/89): " ... Die allgemein anerkannte hohe Qualität der Juristenausbildung in der Bundesrepublik Deutschland kostet ihre Zeit ... "; Hattenhauer, JuS 1989, 513; von Brauchitsch, AnwBJ. 1989, 601: " ... Gerechterweise muss jedoch bemerkt werden, dass die deutsche Juristenausbildung per se einen guten Ruf genießt ... ".


42 Wagenbauer, Juristischer Dienst der EG-Kommission, in der Anhörung des Koordinierungsausschusses der Justizministerkonferenz am 20./ 21. 2. 1991: " ... Konkrete Nachteile ergeben sich durch diesen Altersunterschied nicht. Die deutsche Juristenausbildung genießt bei der Gemeinschaft einen guten Ruf ... " .


VgJ. auch die bei Müller, DRiZ 1990, 91, in Fußn. 73 zitierte Zusammenfassung des Beratungsergebnisses auf dem Kongress der Französischen Vereinigung der Berufsbildungszentren der Rechtsanwaltschaft am 3./ 4. 10. 1986: " ... Es muss festgestellt werden, dass die französischen Juristen sowohl auf dem Gemeinsamen Markt als auch auf dem des Handels- und Wirtschaftsrechts nicht als die herausragendsten erscheinen, ohne Zweifel, weil sie nicht am besten vorbereitet und ausgestattet sind ... ", sowie das bei Müller, a.a. 0., auszugsweise zitierte Referat von Prof. Fromont: " ... Der deutsche Jurist ist also ein umfassender Jurist und man ist weit entfernt von der Zersplitterung der französischen Juristenausbildung, die vielfach bedauert worden ist und die ich gleichfalls bedauere. Diese deutschen Juristen sind durchwegs von einer hervorragenden Qualität ... ".


Zur Juristenausbildung in England vgl. Schöbel, BayVBl. 1991, 328: " ... Die deutschen Rechtsreferendare werden, was juristisches Wissen betrifft, umfassender und gründlicher ausgebildet als ihre englischen Kollegen ... ".


43 So Müller, DRiZ 1990, 91. Zur Juristenausbildung in anderen europäischen Staaten vgl. auch Schöbel, BayVBl. 1991, 328 sowie Staats, DRiZ 1990, 193; Krumsiek, RuP 1990, 89, und Hassemer/Kübler, Gutachten E38.


44 Palm, JZ 1990, 609: " ... Ausbildungsziele sind abhängig von gewachsenen Strukturen des Bildungssystems, gewachsener Berufsstruktur und gewachsener kultureller Ordnung ... ". Vgl. auch Schöbel, BayVBl. 1991, 328. Skeptisch auch Sirp, DRiZ 1991, 274, Fußn. 4, hinsichtlich der Übernahme von Elementen der französischen Juristenausbildung: "Für eine Juristenausbildung nach französischem Vorbild würde, von anderen Bedenken abgesehen, in Deutschland die gesamte Infrastruktur fehlen." Die unterschiedlichen Rahmenbedingungen sind auch bei Hassemer/ Kübler, Gutachten E 38 angedeutet. Martinek, JZ 1990, 796 weist auf die andere Ausrichtung der Ausbildung in den USA hin ("Training statt Bildung, Common Sense statt Wissenschaft, Konkretheit statt Abstraktheit"); zum Studium in den USA vgl. auch Martinek, JuS 1984, 92.


44 Maier, AnwBI. 1989,320.


45 Eine Andeutung findet sich bei Koch, ZRP 1989, 281: " ... Ihre (der Anwälte) aktive Mitarbeit in diesem Bereich (Ausbildungsfragen) ist aber bisher noch gering, so dass die Übernahme einer vollen Ausbildungsverantwortung nur schwer vorstellbar erscheint ... ". Wassermann, NJW 1990, 1877, stellt fest, dass Anwaltschaft und Wirtschaft nicht vorbereitet seien, Ausbildungsgänge selbst zu organisieren. Nach dem Modell des DA V, AnwBl. 1990, 362, soll die berufsfeldbezogene Ausbildung für die Rechtsanwälte wohl durch den Staat organisiert werden. Einen wesentlichen Teil dieser Ausbildung sollen die Universitäten übernehmen; in das dreisemestrige Studium sind (nur) Praxisaufenthalte bei Rechtsanwälten während der Semesterferien eingestreut.


46 Palm, JZ 1990, 609; Wassermann, NJW 1990, 1877, befürchtet unter Hinweis auf Großfeld, RuP 1990, 86, dass "Lebenschancen vernichtet" würden, wenn die Juristenausbildung nur Spezialabschlüsse vermitteln würde (Großfeld, a.a.O., spricht allerdings nur von "verringern“).


47 Hattenhauer, JuS 1989, 513; Palm, JZ 1990, 609. Gegen eine Spezialausbildung wegen der damit verbundenen Risiken für die jungen Juristen auch Lutter, AnwBl. 1988, 204; Großfeld, RuP 1991, 86; Wassermann, NJW 1990,1877; Endrös, NJW 1990,1561.


48 DRiZ 1990, 275: "... Die Einstellung in den Vorbereitungsdienst (für die berufsfeldbezogene Ausbildung der Richter und Staatsanwälte) richtet sich nach dem Bedarf...". Koch fordert in ZRP 1989, 281 die Schaffung von Eingangsauswahlverfahren und bemerkt lapidar, dass dies zwar für den öffentlichen Dienst wie für die Justiz kaum Schwierigkeiten machen würde, dagegen Probleme für den Zugang zur Anwaltschaft aufwerfen könnte. Vor bedarfsorientierten Prüfungen warnt Sirp, DRiZ 1991, 274, der sie für sachfremd und unvereinbar mit dem Gebot der Gleichbehandlung erachtet.


49 Bischof, JA-Berichte 1990, Heft 10.


50 Maier, AnwBl. 1989, 320; vgl. auch die Nachweise bei Müller, DRiZ 1990,91, insbes. Fußn. 122.


51 Vorbrugg, AnwBl. 1989, 551 zitiert einen Rechtsanwalt aus den USA: " ... Das Ergebnis (der frühzeitigen Spezialisierung in den USA) ist eine Generation von Juristen, die weniger als Juristen zu denken und handeln, sondern beschränkte Aufgabenbereiche zu übernehmen gelernt haben, eher Rechtstechniker als Rechtsanwälte sind ... ". Bedenken gegen eine berufsständisch beeinflusste Steuerung der Ausbildung erhebt auch Martinek, JZ 1990, 796.


52 Vgl. Maier, AnwBl. 1989, 320, der feststellt, dass die jungen französischen Juristen je nach ihrer Kurswahl von der Universität entlassen werden, ohne mehr als nur Grundkenntnisse im Schuldrecht oder Verwaltungsrecht zu besitzen.


53 Basedow, NJW 1990, 959.


54 Knemeyer, Jura 1990, 449; SZ vom 27. 2. 1991.


55 Caesar, ZRP 1990, 346; Basedow, NJW 1990, 959; Steiger, ZRP 1989, 283; Koch, ZRP 1989, 281; Hassemer/Kübler, Gutachten E 104.


56 Ziegler/Frammelsberger, Beiträge zur Hochschulforschung, herausgegeben vom Bayerischen Staatsinstitut für Hochschulforschung und Hochschulplanung, Nr. 1/2 - 1989, S. 4.


57 Helberger, Studienzeit und Organisation des Studiums in: "HIS-Studienzeiten auf dem Prüfstand", 1988; Fries, Studiendauer und Lebensalter deutscher Universitätsabsolventen - Vergleich mit europäischen Nachbarn, Beiträge zur Hochschulforschung Nr. 3 -1989, S. 165.


58 Basedow, NJW 1990, 959. Dass in diesem Zusammenhang Italien als vorbildlich für die kurze Studienzeit erwähnt wird, beruht wohl auf einem Irrtum: Nach einer Erhebung des Bundesministers für Bildung und Wissenschaft ("Studiendauer und Lebensalter", Reihe "Bildung Wissenschaft - International 1189") beträgt die durchschnittliche Studiendauer in Italien 6,7 Jahre, also weit mehr als in der Bundesrepublik Deutschland. Die vorgesehene Studiendauer von 4 Jahren überschreiten in Italien 50,2% der Studenten mit über 2 bis 4 Jahren!


59 Der Begriff "Blutbad" wird von Martinek, JZ 1990, 796 benutzt; Martinek nimmt eine Misserfolgsquote von 70% an. Nach Sonnenberger, JuS 1989,10 bestehen nur 125 von 1000 Teilnehmern, was einer Misserfolgsquote von 80% entspricht. Hassemer/Kübler, Gutachten E40, stellen fest, dass in Frankreich nur 10-20% der Studienanfänger das 4. Studienjahr erfolgreich abschließen. In Italien sollen nach Hassemer/ Kübler, Gutachten E 44, nur 5% der Studienanfänger den Universitätsabschluss schaffen. Angesichts dieser Zahlen ist die Aussage (Gutachten E 101), die ausländischen Beispiele würden zeigen, dass sich das Studium "ohne Schwierigkeiten in der vorgesehenen Zeit bewältigen lässt, doch etwas fraglich.


60 Vgl. Schöbel. BayVBl. 1991. 331; zur "Verschulung" vgl. auch Hassemer/Kübler, Gutachten E 42 (Frankreich) und E 45 (Italien). Gegen "Kurs-" oder „semester-„ bzw. "Jahresabschlussprüfungen" sprechen sich u.a. Willoweit/Großfeld, JZ 1990, 60 und Martinek, JZ 1990. 796 aus. Befürwortend Hassemer/Kübler, Gutachten E 104. 111; Steiger. ZRP 1989,283; Basedow, NJW 1990. 959; Caesar, ZRP 1990, 346; Müller, DRiZ 1990. 91.


61 Die Bayerische Staatsministerin der Justiz Dr. Berghofer-Weichner in: Exner-Giesbrecht (Hrsg.), Wirtschaftsjurist an der Universität Bayreuth, 1990, S. 11 ff.; Willoweit/Großfeld, JZ 1990, 905; Hattenhauer, JuS 1989, 513; Lutter, AnwBl. 1988, 204. Palm, JZ 1990, 609: ". .. Eine einheitliche Ausbildung stärkt darüber hinaus auch für alle das einheitliche Denken in den Kategorien von Recht und Gerechtigkeit ... ".


62 Verordnung vom 1. 6. 1990 (GVBI. 1990, 192); Kauffmann, BayVBl. 1990,748.


63 Knemeyer, Jura 1990, 449; Hadding, NJW 1990, 1873.


64 Beschluss des Bayerischen Senats vom 20.7. 1989 (Sen-Drs. 214/89).


65 Schöbel, BayVBl. 1991,331.


66 Baden-württembergisches GBI. 1991,305; GVBI. für Berlin 1991. § 227; Rheinlandpfälzisches GVBI. 1991, 78; Sächsisches GVBL 1991. 327; Amtsblatt des Saarlandes 1991, 1358.


67 Wassermann, NJW 1990, 1877; Hassemer/Kübler, Gutachten E 73, 102, 111, die auf die Verordnung des Bundesministers der Justiz über die Eignungsprüfung für die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft vom 18. 12. 1990 (BGBI. I S. 2881) abstellen, ergangen aufgrund § 10 Nr. 2 des Gesetzes über die Eignungsprüfung für die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft vom 6. 6. 1990 (BGBI. I S. 1349) zur Umsetzung der Richtlinie des Rates vom 21. 12. 1988 über eine allgemeine Regelung zur Anerkennung der Hochschuldiplome, die eine mindestens dreijährige Berufsausbildung abschließen, für die Berufe des Rechtsanwalts und des Patentanwalts (89/48/EWG); diese Prüfung setzt allerdings ein bereits abgeschlossenes Studium im Ausland voraus. Miet-, Dienstvertrags- und Hypothekenrecht sollen beispielsweise nicht mehr Pflichtstoff sein (Gutachten E 102, Fußn. 343).


68 Beschluss des Bayerischen Senats vom 20. 7. 1989 (Sen.-Drs. 114/89).


69 Köhler, JR 1991,48.


70 Knemeyer, Jura 1990, 449.


71 Knemeyer, Jura 1990, 449; Hadding, NJW 1990, 1873.




Privatrecht und Europarecht in der Ersten Juristischen Staatsprüfung


Erschienen in ZuEP 1995, 139


Ausgangslage


Unser Recht wird "europäisch". Vorgaben und Bestimmungen des Rechts der Europäischen Union und des internationalen Rechts sind nicht nur bei zahlreichen Vorhaben des Bundesgesetzgebers zu beachten. Sie sind auch bei der Auslegung und Überprüfung nationaler Rechtsnormen und wegen ihrer möglichen unmittelbaren Wirkungen von den deutschen Juristen bei der Rechtsanwendung zu berücksichtigen. Die Vollendung des Binnenmarktes, der Maastrichter Vertrag über die Europäische Union und das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum steigern die Bedeutung des Rechts der Europäischen Union (zuweilen auch ungenau als Europarecht" oder kurz als "EG-Recht" oder nunmehr als "EU-Recht" bezeichnet) für die alltägliche Arbeit der deutschen Juristen weiter. Dies gilt unabhängig davon, ob sie in richterlichen, rechtsberatenden oder verwaltenden Funktionen tätig sind.


Konsequenzen für die Juristenausbildung


Eine zeitgemäße Juristenausbildung mit dem Anspruch, ihre Absolventen im EG-Binnenmarkt konkurrenzfähig zu machen und sie möglichst umfassend und erfolgreich auf qualifizierte Tätigkeiten in allen juristischen Berufsfeldern vorzubereiten, muss diese Entwicklung aufnehmen. Dies dürfte spätestens mit Beginn der erneuten Reformdebatte Mitte der achtziger Jahre unbestritten sein; kontrovers wurden - und werden möglicherweise auch noch künftig - lediglich die Intensität sowie die Art und Weise einer Integration des "Europarechts" in die deutsche Juristenausbildung erörtert. Einigkeit bestand bei allen an der Diskussion Beteiligten, dass zumindest das Recht der Europäischen Union Gegenstand der Ausbildung an der Universität sein müsse; darüber hinaus wurde die Ansicht vertreten die ,,Europäisierung des Rechts" erfordere weitergehende Maßnahmen oder sogar eine grundlegende Umgestaltung des Ausbildungssystems.


Bundesrechtliche Vorgaben


Diesen weitreichenden Forderungen erteilte der Bundesgesetzgeber mit dem Gesetz zur Verkürzung der Juristenausbildung vom 20. November 1992 (BGBl. I S.1926) eine Absage: Es verbleibt bei der zweistufigen Ausbildung mit ihren zwei Staatsprüfungen. Der bayerische „Freischuss“ wurde bundesweit als "Freiversuch" eingeführt, der Vorbereitungsdienst auf zwei Jahre verkürzt und den Ländern die Möglichkeit eröffnet, Prüfungsleistungen des Ersten Staatsexamens "abzuschichten". Dem Zusammenwachsen Europas und der gestiegenen Bedeutung internationalen Rechts wurde dadurch Rechnung getragen, dass m § 5 a Abs.2 DRiG bestimmt wurde: "Gegenstand des Studiums sind Pflicht- und Wahlfächer. Pflichtfächer sind die Kernbereiche des Bürgerlichen Rechts, des Strafrechts, des Öffentlichen Rechts und des Verfahrensrechts einschließlich der europarechtlichen Bezüge, der rechtswissenschaftlichen Methoden und der philosophischen, geschichtlichen und gesellschaftlichen Grundlagen". Außerdem wurde den Ländern freigestellt vorzusehen, dass neben der Ausbildung in der Wahlstation des Vorbereitungsdienstes auch Teile der Pflichtstationen bei überstaatlichen, zwischenstaatlichen oder ausländischen Ausbildungsstellen absolviert werden können.


Die Frage nach der verfassungsrechtlichen Zulässigkeit, im Deutschen Richtergesetz Studiengegenstände bindend festzulegen, soll hier nicht gestellt werden. Jedenfalls wurden die Länder durch § 5a Abs.2 DRiG nicht rechtlich verpflichtet, das Europarecht - in welcher Form auch immer - zum Gegenstand der Staatsprüfungen zu machen. Davon, dass dies trotzdem geschehen würde, konnte der Bundesgesetzgeber allerdings ausgehen. Die dem Gesetzgebungsverfahren vorausgegangene intensive Diskussion, vor allem die Erörterungen im Koordinierungsausschuss für die Juristenausbildung der Konferenz der Justizministerinnen und - minister sowie die Vorbereitung der Bundesratsinitiative der Länder (Bundestags-Drucksache [BT-Drs.] 12/2507), die neben dem Entwurf der Koalitionsfraktionen (BT-Drs. 12/2280) Grundlage des Gesetzes zur Verkürzung der Juristenausbildung geworden war, hat dies mit Deutlichkeit gezeigt. Nicht zuletzt sprach die nicht von der Hand zu weisende Faustregel, dass "nicht gelernt wird, was nicht geprüft wird", dafür, das europäische Recht in allen Ländern nicht nur zum Wahlfachstoff (dies war bereits seit langem der Fall), sondern auch zum Pflichtprüfungsstoff der Staatsexamina zu machen.


Europarecht in den Ausbildungs- und Prüfungsordnungen der


Länder


Eines umfassenden und detaillierten Überblicks über die Bestimmungen, mit denen die einzelnen Länder das "Europarecht" in die Prüfung der Pflichtfächer einbezogen haben, bedarf es an dieser Stelle nicht; auch sind die Verfahren zur Änderung der Ausbildungsgesetze und -verordnungen zwar weitaus überwiegend, aber doch noch nicht allerorts abgeschlossen. In aller Regel haben die Länder entsprechend der in § 5a Abs. 2 Satz 2 DRiG für das Studium genutzten Formulierung vorgesehen, dass Pflichtstoff der Ersten Juristischen Staatsprüfung die Kernbereiche des Bürgerlichen Rechts, des Strafrechts, des Öffentlichen Rechts und des Verfahrensrechts einschließlich der europarechtlichen Bezüge sind. In den Prüfungsordnungen einiger weniger Länder sind die entsprechenden Bestimmungen nicht dem § 5a Abs.2 Satz 2 DRiG nachempfunden:


Beispielsweise ist in § 5 Abs. 2 Nr.6 der bayerischen Ausbildungs- und Prüfungsordnung für Juristen (TAPO in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. April 1993, BayGVBl S. 335) das Europarecht neben den Pflichtfächern aus dem Bürgerlichen Recht, dem Handels- und Gesellschaftsrecht, dem Arbeitsrecht, dem Strafrecht und dem Öffentlichen Recht sowie den Prozessrechten ausdrücklich als eigenes Prüfungsgebiet aufgeführt. Das Europarecht erhält dadurch das gleiche Gewicht wie die "klassischen" Rechtsgebiete. In § 21 Abs.2 Satz 2 JAPO ist darüber hinaus bestimmt, dass die von den Prüfungsteilnehmern zu fertigenden pflicht- und Wahlfachaufgaben auch Fragen des Europarechts nach § 5 Abs.2 Nr.6 zum Gegenstand haben können. Über § 25 Abs.4 JAPO wird das Europarecht auch in die mündliche Prüfung einbezogen. Die ausdrückliche Festlegung in § 21 Abs.2 Satz 2 JAPO, dass Europarecht Gegenstand der Prüfung aller anderen Fächer sein kann, soll dem Umstand Rechnung tragen, dass das Recht der Europäischen Union in allen nationalen Rechtsgebieten, wenn auch in unterschiedlichem Umfang und in unterschiedlicher Intensität, von Bedeutung ist oder werden kann. Künftig kann sich in immer mehr Rechtsgebieten die Lösung einer bestimmten Rechtsfrage nicht nur aus Landesrecht und aus Bundesrecht, sondern auch aus dem Europarecht ergeben.


Die dem § 5a Abs.2 Satz 2 DRiG entsprechende Fassung in den Ländergesetzen bringt durch die Verwendung des Begriffes "europarechtliche Bezüge" den Einfluss des ,,EG-Rechts" auf das gesamte nationale Recht und die Verknüpfung der bei den Rechtsordnungen plastisch zum Ausdruck. § 5 Abs.2 Nr.6 JAPO soll nach den Vorstellungen des Verordnungsgebers darüber hinaus vor allem das Gewicht des Europarechts für Rechtsentwicklung und Rechtspraxis herausstellen und gleichzeitig den Studenten seine Bedeutung für Ausbildung und Prüfung verdeutlichen; den vielfältigen Einflussmöglichkeiten des "EG-Rechts" soll durch § 21 Abs.2 Satz 2 JAPO Rechnung getragen werden.


Ob die nicht einheitliche Wortwahl in den Ländergesetzen und - verordnungen über die juristischen Staatsprüfungen auch zu relevanten Abweichungen in der Prüfungspraxis führen wird, ist derzeit noch nicht absehbar; die Entwicklung muss abgewartet werden. Vielleicht kann aber jetzt schon die Prognose gewagt werden, dass, falls sich tatsächlich eine unterschiedliche Ausgestaltung der Prüfung herausstellen sollte, diese von anderen Gründen und weniger von der gesonderten Benennung des Europarechts einerseits und der Verwendung des Begriffes "europarechtliche Bezüge" andererseits beeinflusst sein dürfte. Bedeutsamer dürfte vielmehr sein, wie sich die juristischen Fakultäten künftig des Europarechts und seiner Bezüge annehmen werden.


Der Pflichtprüfungsstoff im Europarecht ist in Bayern auf die Grundzüge beschränkt, die in § 5 Abs.2 Nr.6 JAPO konkretisiert werden. Ausdrücklich und abschließend aufgeführt ist das Recht der Europäischen Gemeinschaften, soweit es die Organe, Rechtsquellen und die Rechtsetzung der Europäischen Gemeinschaften, das Verhältnis des Gemeinschaftsrechts zum nationalen Recht, die Grundfreiheiten des Gemeinsamen Marktes und das Rechtsschutzsystem des Gemeinschaftsrechts betrifft. Nach übereinstimmender Ansicht aller am Verordnungsverfahren Beteiligten war die Beschränkung des Pflichtprüfungsstoffes auf die Grundzüge möglich und notwendig; dabei ist versucht worden, die für jeden Juristen notwendigen grundlegenden Kenntnisse festzulegen, auf denen er, falls erforderlich, aufbauen kann; auf Wissen in speziellen Materien des Europarechts ist verzichtet worden. Bildlich gesprochen: Die Studenten und Referendare sollen sich auf dem schmalen und steil abfallenden "Festlandssockel" des Europarechts bewegen, nicht jedoch die "unergründlichen Tiefen des weiten Meeres von speziellem Europarecht" bewältigen können.


Der bayerischen Regelung vergleichbare Eingrenzungen des Pflichtprüfungsstoffes finden sich auch in den Bestimmungen der Prüfungsgesetze und -verordnungen anderer Länder, wobei häufig an die Stelle des Begriffs der "Grundzüge" der des "Überblicks" getreten ist. Wesentliche Unterschiede im Verständnis dessen, was notwendig, aber auch ausreichend ist, dürften damit nicht verbunden sein. Mit der Festlegung als Pflichtprüfungsstoff für die Erste Juristische Staatsprüfung ist regelmäßig auch die Einbeziehung des Europarechts (im Überblick oder in den Grundzügen) in den Pflichtprüfungsstoff des Zweiten Staatsexamens verbunden. Auch insoweit erscheint eine vollständige Darlegung der länderspezifischen Einzelheiten und Regelungen nicht notwendig.


Die Bestimmungen in den Prüfungsordnungen, nach denen auch im Zivilrecht Fragen des Europarechts Gegenstand der schriftlichen und mündlichen Prüfung sein können oder dass sich die Prüfung auch auf die europarechtlichen Bezüge der Kernbereiche des Bürgerlichen Rechts bezieht, treffen allerdings keine Aussage über die Art und Weise der Aufgabenstellung. Die Prüfer und die Prüfungsausschüsse sind insoweit frei, gebunden nur durch Eingrenzungen des Prüfungsstoffes und durch allgemeine, geschriebene oder ungeschriebene Prüfungsgrundsätze, wie z.B. die Ausrichtung der Fragestellung an Zweck und Bedeutung der Prüfung und das Gebot der Fairness.


Es besteht auch keine rechtliche Verpflichtung, überhaupt europarechtliche Fragestellungen in konkreten zivilrechtlichen Prüfungen vorzusehen. Wenn ein größtmöglicher Gleichklang zwischen Lehre an der Universität und Prüfung erreicht werden soll, und diese Übereinstimmung sollte unbedingt angestrebt werden, dann wird das Europarecht in die schriftliche und die mündliche Prüfung auch im Zivilrecht einbezogen werden und sich hinsichtlich Form und Gegenstand an dem Lehrangebot der Universitäten orientieren.


Europarecht und Zivilrecht in der Prüfung - selbständige


europarechtliche Zusatzfrage


Die erste, möglicherweise naheliegende Möglichkeit, Europarecht zu prüfen, könnte darin bestehen, gutachtlichen Würdigungen eines zivilrechtlichen Falles, in aller Regel die Erörterung in Betracht kommender Anspruchsgrundlagen, eine oder mehrere Fragen aus. dem Recht der Europäischen Union anzufügen. Diese Fragen müssen nicht unbedingt irgendeinen Bezug zu der vorangegangenen Falllösung aufweisen. Beispielsweise wäre es denkbar, losgelöst vom Fall, die Voraussetzungen aufzählen zu lassen, bei deren Vorliegen eine EG-Richtlinie unmittelbar anwendbar ist. Eine andere Frage könnte sich mit den Wirkungen primären und sekundären Rechts der Europäischen Union befassen. Oder es könnte die Darstellung des Rechtsschutzsystems der EU gefordert werden.


Diese Art der Aufgabenstellung hat allerdings kaum einen Berührungspunkt mit dem Prüfungsgegenstand "Zivilrecht" bzw. "Kerngebiete des Bürgerlichen Rechts". Als "Anhängsel" passt sie weniger zu einer zivilrechtlichen Prüfungsaufgabe als vielmehr zu einer öffentlich-rechtlichen Klausur. Dort wird sie auch eher zu erwarten sein.


Es ließen sich zwar auch abstrakte Fragen aus dem Europarecht denken, die eine Verbindung zum Zivilrecht aufweisen. So könnten Grundfreiheiten des Gemeinsamen Marktes und deren wichtigste Ausprägungen im sekundären Gemeinschaftsrecht (wobei möglicherweise Textauszüge beigegeben werden müssten) oder einfach die Kenntnis von "EG-Recht" mit Bezug zu den wesentlichen Gebieten des deutschen Bürgerlichen Rechts abgefragt werden.


Gegen diese Prüfungsweise könnte natürlich nicht nur eingewandt werden, dass sie die Beziehungen zwischen nationalem Recht und Gemeinschaftsrecht nicht oder lediglich abstrakt berücksichtige und dass sie nicht die Fähigkeit messe, Recht zu verstehen und anzuwenden, sondern lediglich angelerntes Wissensabfrage. Diese Kritik mag durchaus berechtigt sein; andererseits müssen Juristen in gewissem Umfang auch "angelerntes" Wissen besitzen und es erscheint deshalb legitim, dieses auch - im Bewusstsein seines eingeschränkten Aussagewertes! - in einfacher Form gelegentlich abzufragen. Zweifelsohne ist die geschilderte Möglichkeit europarechtlicher Fragestellung auch dann rechtlich zulässig, wenn die betreffende Prüfungsordnung von den "europarechtlichen Bezügen" des Zivilrechtes spricht. Es kann nicht davon ausgegangen werden, dass der Gesetz- bzw. Verordnungsgeber hier Prüfungsausschüsse und Prüfer hat binden und eine derartige Prüfungsmethode hat untersagen wollen.


Wenig deutlich dürften die Bezüge des Rechts der Europäischen Union zum deutschen Zivilrecht auch dann werden, wenn die erwähnte Fragestellung an einen vorangestellten zivilrechtlichen Sachverhalt anknüpft. Beispielsweise könnten in einem ersten Teil der Aufgabe die Ansprüche zwischen den Parteien eines Kaufvertrages geprüft werden, das dem Gesetz über den Widerruf von Haustürgeschäften und ähnlichen Geschäften unterfällt. Anschließend könnten die Rechtsschutzmöglichkeiten darzustellen sein, die dem Käufer zustehen, wenn er die Ansicht vertritt, das deutsche Zivilgericht habe bei Verneinung seiner Forderungen Anspruchs- oder Einwendungsnormen aus dem europäischen Recht oder dessen Einfluss als Wirksamkeits- und Auslegungsmaßstab verkannt.


Oder ein Zivilrechtsfall aus einer Ersten Juristischen Staatsprüfung in Bayern: Ein Reisender macht wegen einer mängelbehafteten Reise Gewährleistungs- und Schadensersatzansprüche geltend. Dieser Sachverhalt könnte künftig um die Variante ergänzt werden, dass die Fluggesellschaft den Rücktransport wegen Insolvenz des Reiseveranstalters zunächst verweigert hat, der Reisende deshalb (nochmals) ein Flugticket erwerben musste und nunmehr Schadensersatz von der Bundesrepublik aus der Richtlinie über Pauschalreisen direkt, wegen nicht rechtzeitiger Umsetzung der Richtlinie nach Gemeinschaftsrecht und aus § 839 BGB i. V. m. Art. 34 GG verlangt.


Europarecht und Zivilrecht in der Prüfung - Integration


europarechtlicher Fragen in die zivilrechtliche Fallbearbeitung


Auch bei dieser Art von Aufgabenstellung tritt den Prüfungsteilnehmern das Gemeinschaftsrecht weitgehend als separate Materie gegenüber. Die Verknüpfungen des nationalen Zivilrechts mit dem Europarecht und die Einwirkungen des Rechts der Europäischen Union auf das deutsche Privat- und Prozessrecht gelangen auf diese Weise nicht hinreichend zum Ausdruck. Ziel der Ausbildung an der Universität sollte es jedoch sein, diese sichtbar und verständlich und damit das Gemeinschaftsrecht für die Studenten anwendbar zu machen. Dies sollte sich auch in der Prüfung widerspiegeln.


Dass die Rechtsetzung der Europäischen Gemeinschaften in vielfältiger Weise auf das deutsche Zivil- und Zivilprozessrecht eingewirkt hat und weiter einwirken wird, ist unbestreitbar. Die Zahl der EG-Vorschriften, die - wenn auch bisweilen nur am Rande - das Bürgerliche Recht berühren, ist kaum mehr zu übersehen. Neben unmittelbar anwendbaren Normen aus den Gründungsverträgen, die bedeutenden Einfluss beispielsweise im Bereich der gewerblichen Schutzrechte des Urheber- und des Wettbewerbsrecht auf die nationalen Rechtsordnungen ausüben, gewinnt dort und in Teilbereichen des "klassischen Zivilrechts“ vor allem die Rechtsetzung der Europäischen Union in Form des Erlasses von Richtlinien zunehmend an Bedeutung. So ist ein nicht geringer Teil unseres Verbraucherschutzrechts- Beispiele im Hinblick auf den Umfang, nehmend an Bedeutung. So ist ein nicht geringer Teil unseres Verbraucherschutzrechts wie das Produkthaftungs-, das Haustürwiderrufs- und das Verbraucherkreditgesetze auf EG-Richtlinien zurückzuführen; auch das Gesellschaftsrecht und das Recht der Arbeitnehmer sind bereits heute entscheidend durch derartige europäische Rechtsakte mitgeprägt.


Noch nicht erlassene oder noch nicht umgesetzte Rechtsakte der EU betreffen missbräuchliche Klauseln in Verbraucherverträgen, die Haftung für Dienstleistungen und für Abfall, das Reisevertragsrecht, den Fernabsatz und das Teilzeiteigentum, das Aktienrecht und die GmbH und Co. Erlassene und nicht erlassene, umgesetzte und nicht umgesetzte, ja auch fiktive Richtlinien können als Ausgangspunkte für Prüfungsfragen geeignet sein. Eine derartige Einbeziehung könnte es nicht nur ermöglichen, über das reine, abstrakte Wissen im Europarecht hinaus auch das Verständnis für seine Strukturen und Auswirkungen zu prüfen, sie würde auch einen Schritt in die Richtung einer gewissen, im Prüfungsverfahren allerdings stets nur in eingeschränktem Maße möglichen Widerspiegelung der Rechtspraxis bedeuten.


Wie eine Integration europarechtlicher in zivilrechtliche Fragestellungen aussehen könnte, soll in der Folge an einigen wenigen Beispielen erläutert werden. Vorab ist allerdings einschränkend anzumerken, dass es sich nur darum handeln kann, prüfungsrelevante Themen anzureißen. Es ist nicht notwendig und auch nicht beabsichtigt, die aufgeworfenen Fragen, die sich aus dem nationalen Recht und dem Gemeinschaftsrecht ergeben, abschließend aufzuzählen oder den Stand der Rechtsprechung und der Rechtswissenschaft aufzuzeigen. Schließlich kann und soll keine Aussage darüber getroffen werden, ob die gewählten Beispiele im Hinblick auf den Umfang, den Schwierigkeitsgrad, das vorauszusetzende Wissen und auf Beschränkungen des Prüfungsstoffes tatsächlich geeignet sind. Nicht zuletzt werden auch die zur Auswahl von Prüfungsaufgaben für die Staatsprüfungen berufenen Organe darauf zu achten haben, inwieweit das Ausbildungsangebot für Studenten und Referendare solche Fragestellungen zulässt.


Erstes Beispiel: Man könnte die Kandidaten prüfen lassen, welche Rechte dem Käufer eines fehlerhaften Aggregates zustehen. Die Automatik des Aggregates, die bei Erreichen einer bestimmten Temperatur das Gerät automatisch abschaltet und damit vor Überhitzung schützt, war defekt. Infolge dieses Fehlers kam es zu einem Brand, bei dem das Aggregat und weitere Gegenstände des Erwerbers erheblich beschädigt wurden.


Nach Erörterung eventueller vertraglicher Ansprüche werden sich die Bearbeiter mit dem Problem des deliktsrechtlichen Ersatzes der sogenannten "Weiterfresserschäden" nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch und dem Produkthaftungsgesetz befassen müssen. Die Haftung des Herstellers nach § 823 Abs. l BGB umfasst auch den Schaden am Produkt selbst, wenn der Schaden durch einen defekten Produktteil verursacht worden ist, der sich funktional abgrenzen lässt; Schaden und Mangelhaftigkeit der Sache dürfen nicht identisch sein - so der BGH seit der sogenannten "Schwimmerschalter-Entscheidung". Die Prüfung, inwieweit der Hersteller daneben nach dem Produkthaftungsgesetz für den "weiterfressenden Mangel" haftet, müsste nun aber auch europarechtliche Fragen einbeziehen. Nach dem Grundsatz der gemeinschaftsrechtskonformen - hier: richtlinienkonformen - Interpretation ist das Produkthaftungsgesetz in Übereinstimmung mit der zugrundeliegenden Produkthaftungsrichtlinie des Rates der EWG vom 25.Juli 1985 auszulegen. Diese Richtlinie lässt in Artikel 9 Abs.1 b allerdings keinen Zweifel daran, dass Schäden am Produkt selbst nicht ersatzfähig sind; dem entspricht § 1 Abs.1 Satz 2 des nationalen Gesetzes. Die Bearbeiter müssten dann weiter überlegen, ob die Voraussetzungen einer Vorlage nach Art.177 EGV vorliegen könnten, da es zwar unmittelbar um eine Auslegungsfrage des nationalen Rechts, mittelbar aber doch um eine des Gemeinschaftsrechts geht. Dass für eine solche Prüfung die einschlägigen Bestimmungen der Richtlinie vom 25.Juli 1985 den Prüfungsteilnehmern zur Verfügung stehen müssten, ist selbstverständlich. ob Hinweise im Text auf die europarechtliche Problematik hinführen oder nicht, ist eine Frage der konkreten Ausgestaltung im Einzelfall; der Abdruck der Richtlinie (vollständig oder im Auszug) dürfte die Kandidaten jedoch bereits aufmerksam machen.


Als zweites Beispiel könnte etwa folgender Sachverhalt zur rechtlichen Begutachtung gestellt werden: Die Bewerbung eines männlichen Arbeitnehmers ist von der Geschäftsleitung des Unternehmens mit der Begründung abgelehnt worden, er sei zwar besser qualifiziert als seine Mitkonkurrentinnen, die "Unternehmensphilosophie" fordere jedoch die Einstellung einer Frau, bis das Unternehmensziel einer 50 %igen Frauenquote erreicht sei. Der zurückgewiesene Arbeitnehmer bittet um Prüfung, ob ihm ein Einstellungsanspruch zustehe und ob er Ersatz der aufgewendeten Auslagen erhalten könne. Außerdem fühle er sich diskriminiert; für die Kränkung seiner Person verlange er einen finanziellen Ausgleich.


Hier müssten sich die Bearbeiter u. a. fragen, ob Art. 119 EGV auf privatrechtliche Beziehungen unmittelbar anwendbar ist und für die Begründung eines Arbeitsverhältnisses herangezogen werden kann. Des Weiteren wären die Fragen aufgeworfen, ob die Richtlinie des Rates 76/207 vom 9.Februar 1976 zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen hinsichtlich des Zugangs zur Beschäftigung, zur Berufsbildung und zum beruflichen Aufstieg sowie in Bezug auf die Arbeitsbedingungen das Unternehmen unmittelbar verpflichtet, ob der Arbeitgeber § 611a Abs.1 Satz 1 BGB verletzt hat, was unter dem negativen Interesse in § 611a Abs.2 BGB zu verstehen ist und ob eine richtlinienkonforme Auslegung dieser Vorschrift zu einem Entschädigungsanspruch für die erlittene Kränkung fuhrt. Nach weiteren Problemen im Rahmen von § 823 Abs.1 und § 847 BGB könnte außerdem noch geprüft werden, welche Gerichte mit der Frage befasst werden können, ob § 611a BGB nur zugunsten von Frauen, nicht aber zugunsten von Männern wirkt; hierbei wäre wohl auch auf Art. 177 Abs.2 und Abs.3 EGV und Art.101 Abs.1 Satz 2 GG einzugehen.


Beiden Beispielen ist gemein, dass die zu prüfenden Sachverhalte ohne die Anwendung einiger Grundsätze des Rechts der Europäischen Union nicht lösbar sind. Sie zeigen, dass die deutschen Juristen sich immer wieder die Frage stellen müssen, ob Gemeinschaftsrecht dem nationalen Recht zugrunde liegt. Die Auslegung und die Anwendung nationalen Rechts verlangt bereits heute in weiten Bereichen die Kenntnis des Gemeinschaftsrechts, und zwar des sichtbaren wie des verborgenen. Deshalb sollte das Gemeinschaftsrecht auch nicht ausschließlich als separate Materie gelehrt und geprüft werden. Sinnvoll wäre es, wenn hierbei die Erste und die Zweite juristische Staatsprüfung der Ausbildung an den Universitäten und im Vorbereitungsdienst folgen würden; es ist allerdings auch nicht auszuschließen, dass, aus welchen Gründen auch immer, der erste Schritt mit Unterstützung der Universitäten von den Prüfungsämtern getan wird.


Europarecht und Zivilrecht in der Prüfung Überlegungen zu


anderen Prüfungsformen


Die Einbeziehung des Rechts der Europäischen Union in den Pflichtstoff der Staatsprüfungen kann auch Anlass sein, erneut der Frage nachzugehen, ob es tatsächlich notwendig und sinnvoll ist, in der Ersten juristischen Staatsprüfung ausschließlich zivilrechtliche Fälle unter dem Blickwinkel bearbeiten zu lassen, ob Ansprüche der Beteiligten bestehen und allenfalls noch zusätzlich erörtern zu lassen, ob sie gerichtlich durchgesetzt werden können. Diese Art der Prüfungsleistung wird zwar ihre große Bedeutung behalten; sie könnte jedoch durch andere Fragestellungen ergänzt werden. So könnte durchaus erwogen werden, bereits verabschiedete oder erst in der Entstehung begriffene Richtlinien mit den Regelungen der nationalen Rechtsordnung zu vergleichen und nach Übereinstimmungen, Unterschieden und deren Wirkungen sowie nach erforderlichen Anpassungen zu fragen.


Eine sachgerechte Bearbeitung solcher Aufgaben würde von den Kandidaten Verständnis und Überblick sowohl über das nationale Recht wie auch über die Grundsätze des Gemeinschaftsrechts voraussetzen. Ein schematisches, möglicherweise sogar vom Repetitor eingepauktes "Abklappern" von Anspruchsgrundlagen wäre nicht möglich. Eine verantwortungsvolle, eher behutsame Aufgabenstellung ist in diesem Bereich, um die Prüfungsteilnehmer nicht zu überfordern, sicher unabdingbar, jedoch auch möglich. Die bayerische Prüfungspraxis im Ersten Staatsexamen zeigt es. So mussten die Kandidaten in den vergangenen Prüfungsterminen beispielsweise "Die Formbedürftigkeit von Rechtsgeschäften im Bürgerlichen Gesetzbuch", "Hypothek und Sicherungsgrundschuld als Mittel der Kreditsicherung" und "Die Vertragsfreiheit (Abschluss- und Inhaltsfreiheit) und ihre Grenzen" zum Gegenstand einer Darstellung (Aufsatz) machen.


Eine von der gängigen Falllösung abweichende, europarechtliche Fragestellungen einbeziehende Prüfungsaufgabe könnte in der Erörterung bestehen, inwieweit die EG-Richtlinie über Pauschalreisen dem deutschen Reisevertragsrecht entspricht bzw. von ihm abweicht und welche Überlegungen den unterschiedlichen Regelungen zugrunde liegen könnten. Daran anschließen könnte sich die Frage, welche Vorschriften des nationalen Rechts zu ändern wären, um den gemeinschaftsrechtlichen Vorgaben Genüge zu tun. Denkbar wäre es auch, kumulativ oder alternativ zu dieser Frage geplante oder fiktive Umsetzungsnormen des deutschen Gesetzgebers auf ihre Vereinbarkeit mit der Richtlinie erörtern zu lassen.


Auch die notwendige Anpassung des deutschen AGB-Gesetzes an die EG-Richtlinie über missbräuchliche Klauseln in Verbraucherverträgen könnte als Grundlage eines - fiktiven - Prüfungsfalles dienen: Gemeinsamkeiten und Unterschiede im sachlichen und im persönlichen Anwendungsbereich, in der Umschreibung der Missbräuchlichkeit und im Normzweck könnten von den Kandidaten herauszuarbeiten und zu erläutern sein.


Auch insoweit gilt es für Prüfungsausschüsse und Prüfer, sorgfältig darauf zu achten, dass spezielle Kenntnisse und Detailwissen weder im deutschen noch im europäischen Recht notwendig sein dürfen, um zu einer sachgerechten Lösung gelangen zu können. Möglicherweise wird man sich bei einer derartigen Aufgabenstellung auf einige zentrale Normen der erlassenen, der geplanten oder einer fiktiven EG-Richtlinie beschränken müssen. Selbstverständlich muss auch erwogen werden, ob nicht mittels zusätzlicher Hinweise oder leitender Fragen die Lösung erleichtert werden sollte.


Fazit


Von großem Einfluss für die künftige Prüfungspraxis wird - es ist bereits angesprochen worden - die universitäre Ausbildung sein. Die juristischen Fakultäten werden sicher in ausreichendem Umfang Vorlesungen, Arbeitsgemeinschaften und Seminare über das Recht der Europäischen Union anbieten. Es ist anzunehmen, dass diese Veranstaltungen - zumindest mit fortschreitender Zeit - auch die Bezüge zwischen dem deutschen Zivilrecht und dem europäischen Recht zum Gegenstand haben werden. Voraussagen darüber können allerdings noch nicht gemacht werden, in welchem Maße künftig an den Universitäten die Lehre im Zivilrecht die europarechtliehen Bezüge dieses zentralen Rechtsgebietes einbeziehen und den Studenten vermitteln wird. Möglicherweise kann auch die Ausgestaltung der Ersten Juristischen Staatsprüfung das Lehrangebot mittelbar beeinflussen.


Abschließend: Die Erste Juristische Staatsprüfung erfordert eine enge und vertrauensvolle Zusammenarbeit zwischen den juristischen Fakultäten und den Prüfungsämtern; dies gilt in noch verstärktem Maße für die Einbeziehung des Europarechts in den Pflichtprüfungsstoff, weil in diesem zukunftsträchtigen Rechtsgebiet sowohl in der Lehre wie auch in der Prüfung erste Erfahrungen gesammelt werden müssen. Der intensive Kontakt zwischen Hochschulen und Landesjustizprüfungsämtern ist Voraussetzung, um den Anspruch unserer Studenten auf eine gute Ausbildung und eine faire Prüfung zu erfüllen.




Die Diskussion um eine Reform der Juristenausbildung


auf dem Weg in das nächste Jahrtausend


Erschienen in JA 1999, 805


Die Beschlüsse der Konferenz der Justizministerinnen und -minister des Jahres 199672, die Eckpunkte des Deutschen Richterbundes73 und die Thesen des DeutschenAnwaltVereins und der Bundesrechtsanwaltskammer aus dem Jahr 199774 markieren den Ausgangspunkt einer neuen Runde der immerwährenden Diskussion um eine Reform der Juristenausbildung; vorläufige Höhepunkte sind die Entscheidung der 69. Justizministerkonferenz in Warne-münde für ein "einphasiges" Modell - sog. "Warnemünder Beschluss"75 - und die Beschlüsse des 62. Deutschen Juristentages im September 1998 in Bremen.76


I. Stand der Diskussion


1. Das "einphasige" Modell der Justizministerkonferenz


a) Das Modell




Zur besseren Verständlichkeit sollen die "Eckpunkte" des durch den Konferenzbeschluss vom 4. November 1998 konkretisierten "einphasigen" Modells der Mehrheit der Justizministerkonferenz77 nochmals in verkürzter Form dargestellt werden:


Ein Studium von insgesamt fünfeinhalb Jahren einschließlich Prüfungszeit, wird durch eine Prüfung abgeschlossen, die die Befähigung zur Ausübung aller juristischen Berufe vermittelt. Das Studium ist gegliedert in ein




	viersemestriges Grundstudium mit Ferienpraktika, das zum heutigen Niveau des 6. Semesters führen soll,


	ein Vertiefungsstudium im 5. und 6. Semester,


	ein staatlich weitgehend unreglementiertes Praxisjahr im 7. und 8. Semester und


	ein Spezialisierungsstudium, das auch der Prüfungsvorbereitung dienen soll, im 9. und 10. Semester.


	Trotz der durch die Schlussprüfung vermittelten "Berufsfähigkeit" ist eine ein- bis dreijährige Einarbeitungszeit – für Anwälte mit eingeschränkter Berechtigung zur Berufsausübung - vorgesehen.





Eine Arbeitsgruppe auf Ministerebene78 wurde von der Konferenz der Justizministerinnen und -minister beauftragt mit der Kultusminister-Konferenz und den betroffenen Verbänden und Organisationen Gespräche über die Umsetzung der Eckpunkte zu führen. Ein Grundsatzbeschluss, ob und wie das einphasige Modell verwirklicht werden soll, ist für den Herbst 1999 zu erwarten.





b) Gründe für den "Warnemünder Beschluss"




Der Beschluss der Justizministerkonferenz, der 1998 im Gegensatz zum Beschluss vom Juni 1996 grundlegenden Reformbedarf auch für das Studium bejaht, äußert sich zu den Defiziten der rechtswissenschaftlichen Ausbildung an den Universitäten und den Zielen einer Studienreform nicht. Allerdings listet der für die Juristenausbildung zuständige Fachausschuss der Justizministerkonferenz, der sog. "Koordinierungsausschuss"79, in einem umfassenden Bericht zur Situation der deutschen Juristenausbildung unter den Gliederungspunkten







	Folgen des Massenproblems


	Inhaltliche Defizite von Lehre und Prüfungsanforderungen


	Defizite im Studierverhalten


	strukturelle Defizite





insgesamt 16 Kritikpunkte80 auf, aus denen er für Studium und Prüfung 12 „Anforderungen für die Juristenausbildung der Zukunft" herleitet81.


2. Beschlüsse des 62. Deutschen Juristentages 1998 in Bremen


Der Deutsche Juristentag 1998 sah sich vor das Problem gestellt, dass die zunächst auf den Vorbereitungsdienst der Rechtsreferendare beschränkte Diskussion vor allem durch den Beschluss der Justizministerkonferenz des Jahres 1998 auch auf das rechtswissenschaftliche Studium ausgeweitet worden war. Außerdem konnte die von zahlreichen namhaften Juristen unterstützte Initiative von Böckenförde ("Ladenburger Manifest") zur Reformbedürftigkeit des Jura-Studiums nicht ohne Berücksichtigung bleiben82. Der Vorsitzende der Abteilung "Juristenausbildung" des 62. Deutschen Juristentags , Präsident des OLG Bamberg Prof. Dr. Böttcher hat die Diskussion und die Beschlüsse dargestellt und gewürdigt83; auf seine Ausführungen kann verwiesen werden.


Die Kritik des Deutschen Juristentages an der derzeitigen Juristenausbildung84. deckt sich weitgehend mit der Schwachstellenanalyse des Koordinierungsausschusses85.


Der Deutsche Juristentag konnte sich allerdings nicht für eines der vorgeschlagenen Reformmodelle entscheiden und hat sich für die Beibehaltung der Ausbildung zum "Einheitsjuristen" derzeitiger Prägung plädiert86; das „einphasige“ Modell der Justizministerkonferenz hat er mit 34:104:2 Stimmen und damit mit deutlicher Mehrheit verworfen87. Für den weiteren Verlauf der Diskussion bedeutsam erscheint daneben vor allem die Feststellung einer deutlichen Mehrheit des Juristentages, dass auch künftig ein zweistufiges Modell "einstufigen" oder "einphasigen" Konzeptionen vorzuziehen sei88.


3. "Ladenburger Manifest"


Das "Ladenburger Manifest befasst sich ausschließlich mit dem rechtswissenschaftlichen Studium. Es kritisiert vor allem




	den umfangreichen Fächerkatalog, der zu einer Überforderung und Fehlleitung der Studierenden führe,


	die regelmäßig weit über einjährige intensive und ausschließliche Examensvorbereitung und


	das Prüfungssystem. Vier Eckpunkte sind, so die im "Ladenburger Manifest“ erhobenen Forderungen zur Neugestaltung von Ausbildung und Prüfung, unverzichtbar:


	Straffung der Lehrpläne


	Intensivierung der Lehre


	Konzentration der Ausbildung auf die Geeigneten





4. Kritik am "einphasigen" Modell der Justizministerkonferenz


Mit ihrer deutlichen Kritik am "einphasigen" Modell der Justizministerkonferenz stehen das Bayerische Staatsministerium der Justiz und der 62. Deutsche Juristentag nicht alleine. Auch die bislang vorliegenden, allerdings nur teilweise veröffentlichten Meinungsäußerungen sehen den Reformansatz der Justizministerinnen und -minister negativ.


Begrüßt wird zwar -allenthalben, dass eine deutliche Verbesserung der Betreuungsrelation und damit verbunden die Betonung der Kleingruppenarbeit zur Wissensvermittlung angestrebt wird. Positiv wird auch die Einführung einer Zwischenprüfung bewertet – zwei Vorschläge, die allerdings, wie Peters zutreffend bemerkt89, wahrlich nicht neu sind. Eine Zwischenprüfung ist bereits nach dem Hochschulrahmen-gesetz notwendig90, Baden-Württemberg kennt sie seit langem und Bayern hat sein Hochschulgesetz bereits neu gefaßt und eine universitäre Zwischenprüfung vorgesehen91.


Die Kritik jedoch ist heftig – sie bezieht sich auf alle wesentlichen Aspekte des Modells. Vor allem wird befürchtet, dass die Qualität der Juristenausbildung erheblich leiden werde.


a) Stellungnahmen aus dem Bereich der Hochschulen




Juristische Fakultäten und vor allem der Deutsche Juristen-Fakultätentag92 weisen darauf hin:







	Die Annahme, der bisherige Stoff für sechs Semester könne nunmehr in vier Semestern vermittelt werden, ist illusorisch.


	Der Versuch, Theorie und Praxis bereits im fünften und sechsten Semester zu verknüpfen, kommt zu früh.


	Ein weiterer Verlust an Wissenschaftlichkeit des Studiums, vor allem in dessen Anfangs- und Schlussphase, ist zu befürchten.


	
Kleingruppenarbeit ist kein Wundermittel und kann nicht als "Nürnberger Trichter" zu Wissens –und Verständnis-vermittlung herangezogen werden;


	die Unterbrechung des Studienverlaufs durch die Praxisphase pädagogisch-didaktisch ist verfehlt.


	Ein sinnvolles Wahlfachstudium wird nicht ermöglicht;


	ein gewichtiger Mangel des Modells ist auch darin zu sehen, dass es die Integration von Auslandsstudien und den Erwerb von Zusatzqualifikationen nicht zulässt.


	Außerdem wird die Gefahr gesehen, dass die letzten zwei Semester nahezu ausschließlich der Examensvorbereitung dienen würden und dass das Studium deutlich über die vorgesehenen zehn Semester verlängert werde.


	Die erforderlichen berufspraktischen Erfahrungen können in den vorgesehenen Ferienpraktika und der Praxisphase nicht erworben werden.





b) Stellungnahmen aus der juristischen Praxis




Auch die Praxis sieht das Modell der JuMiKo kritisch. Sie konzentriert ihre Kritik auf







	die "staatlich möglichst weitgehend unreglementierte" Praxisphase im 7. und 8. Semester. Ihr wird die Eignung abgesprochen, den bisherigen zweijährigen Vorbereitungsdienst trotz dessen Mängel auch nur annähernd ersetzen zu können93.


	Die Anwaltschaft


	hält zusätzlich die "Durchmischung von theoretischer und praktischer Ausbildung und ihre Monopolisierung an den Universitäten" für schädlich.


	Sie beobachtet "mit Skepsis die geplante Verschiebung der Zuständigkeiten von den Justizministerien auf die Kultusministerien",


	
befürchtet Qualitätseinbußen,


	hält die Nachteile des Modells für so bedeutsam, dass sie die Vorteile in den Hintergrund treten,


	und spricht sich dafür aus, die Verantwortung der Justizministerien für den praktischen Teil der Juristenausbildung zu erhalten94.





II. Im Mittelpunkt der Reformüberlegungen – Die Verbesserung der Betreuungsrelation


1. Der Reformansatz der Konferenz der Justizministerinnen und -minister


Im Mittelpunkt der Konzeption steht, vereinfacht ausgedrückt, die Überzeugung, dass nur eine Verbesserung der Betreuungsrelation zu einer Verbesserung der Juristenausbildung führen kann95. Auch wenn der Verfasser das einphasigen Modell des "Warnemünder Beschlusses" überaus kritisch sieht96, so muss und will er einräumen, dass der gedankliche Ansatz, der dem Modell zugrunde liegt, bislang möglicherweise nicht hinreichend gewürdigt worden ist.


Richtig ist zunächst, dass das Problem einer Massenausbildung mit völlig unzureichender Betreuungsrelation für zumindest einen gewichtigen Teil der kritisierten Defizite der heutigen Juristenausbildung verantwortlich gemacht werden kann; insoweit sind sich, soweit ersichtlich, alle einig. Es liegt also nahe, einen Ausgangspunkt für die Reform hier zu suchen.


Derzeit stehen ca. 180.000 berufstätigen Juristen beinahe 135.000 Studenten und Referendare gegenüber; jährlich schließen etwa 10.000 bis 11.000 angehende Juristen ihre Ausbildung erfolgreich ab und drängen auf einen weitgehend gesättigten Markt. Die beruflichen Chancen der angehenden Juristen haben sich in den letzten Jahren deutlich verschlechtert. Die Anwaltschaft klagt, sie sei Auffangbecken für die schwächeren Juristen geworden, die teilweise nicht einmal Neigung zum Rechtsanwaltsberuf verspürten


Zwei Möglichkeiten, den Nachwuchs der Anwaltschaft zahlenmäßig zu begrenzen, sind als erwünschte oder unerwünschte Nebenfolge einer Reform der Juristenausbildung diskutiert worden:




	Die Vorbereitungsdienste werden nach dem Studium für angehende "Staatsjuristen" einerseits und angehende Rechtsanwälte und Wirtschaftsjuristen andererseits getrennt. In den anwaltlichen Vorbereitungsdienst wird nur aufgenommen, wer ein vergütetes Ausbildungsverhältnis mit einem ausbildungsbereiten Anwalt nachweist.


	Nach bestandener Zweiter Juristischer Staatsprüfung und vor endgültiger Zulassung zur Anwaltschaft sind ein oder mehrere "Lehrjahre" als angestellter Mitarbeiter ("Anwaltsassessor") in einer Anwaltskanzlei zu absolvieren.





Beide Denkmodelle können die Vorbereitung auf den Anwaltsberuf nachhaltig intensivieren. Sie räumen der Anwaltschaft allerdings auch die Möglichkeit ein, regulierend den Berufszugang zu beeinflussen. Da lediglich eine begrenzte Anzahl von Ausbildungsplätzen bzw. "Assessorenstellen" zur Verfügung gestellt würde, könnten nach eigenen Schätzungen der Anwaltschaft mindestens 50 % der erfolgreichen Absolventen des Studiums keinen Ausbildungsplatz bei einem Anwalt oder, noch später, nach erfolgreicher Beendigung der gesamten Ausbildung keine "Assessorenstelle" erhalten. Auf die damit verbundenen Probleme hat Behrens eindringlich hingewiesen97 – trotzdem sieht das Modell der Justizministerkonferenz ein derartiges "Anwaltsassessorat" vor.
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